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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordnete 

Margitta 

Terborg 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für zulässig, dem 
Begriff des Bundeskanzlers vom „kollektiven 
Freizeitpark Deutschland" die Auslegung zu 
geben, wie sie von der Gesellschaft für deutsche 
Sprache (GfDS) vorgenommen wurde, als sie ihn 
zu einem der Unwörter des Jahres erkor, oder 
welche andere linguistische Auslegung würde sie 
für das Kanzlerwort als angemessener erachten? 


Antwort des Staatsministers Bernd Schmidbauer 
vom 23. März 1994 


Nein. Auch der Hauptvorstand der Gesellschaft für deutsche Sprache hat 
auf seiner Sitzung am 22. Februar 1994 die Wahl der Formulierung und die 
von der Jury gegebene Begründung mißbilligt. 

Im übrigen wird auf die Antwort des Staatsministers Anton Pfeifer vom 
17. Januar 1994 (Drucksache 12/6650) verwiesen. 


Hat die Bundesregierung in irgendeiner Form 
Einfluß auf die Gesellschaft für deutsche Sprache 
(GfDS) genommen, um eine Höher- bzw. Nieder- 
stufung des vom Bundeskanzler verwandten 
Begriffs im Wettbewerb der Unwörter zu errei- 
chen, oder hat die Gesellschaft ohne jegliche Ein- 
flußnahme seitens der Bundesregierung Kritik an 
ihrer eigenen Jury geübt? 

Antwort des Staatsministers Bernd Schmidbauer 
vom 23. März 1994 

Um eine Höher- bzw. Niederstufung des Begriffs im Wettbewerb der Un- 
wörter zu erreichen, hat die Bundesregierung keinen Einfluß auf die Ge- 
sellschaft für deutsche Sprache genommen. 

Die Bundesregierung hat gegenüber dem Vorsitzenden der GfDS ledig- 
lich die Methodik der Auswahl durch die Jury kritisiert und um ein zukün- 
fig objektiveres Verfahren gebeten. 


2. Abgeordnete 

Margitta 

Terborg 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


3. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 

(fraktionslos) 


Welche Bedenken hat die Bundesregierung 
gegen eine Ausstellung von Exponaten des Na- 
tionalen Palastmuseums Taipei in Bonn, die es 
erstmals auch Besuchern in Deutschland ermög- 
lichen würde, diese weltweit einzigartige Aus- 
stellung chinesischer Geschichte und Kultur zu 
erfahren? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Jürgen Trumpf 
vom 29. März 1994 

Die Bundesregierung hat keine Bedenken gegen eine Ausstellung von 
Exponaten des Nationalen Palastmuseums Taipei in Bonn. 


4. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
{fraktionslos) 


Warum war es möglich, diese Ausstellung bereits 
in den USA zu zeigen, und sieht die Bundesregie- 
rung nicht eine besondere Chance darin, daß 
Deutschland das erste Land in Europa sein 
könnte, Exponate aus dem Nationalen Palast- 
museum auszustellen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Jürgen Trumpf 
vom 29. März 1994 

Die Kunst- und Ausstellungshalle der Bundesrepublik Deutschland 
GmbH in Bonn steht mit taiwanesischen Stellen in Kontakt, um eine Aus- 
stellung mit Exponaten aus dem Nationalen Palastmuseum Taipei zu ver- 
anstalten. Die in Aussicht genommene Ausstellung ist nicht identisch mit 
einer Ausstellung von Exponaten aus dem Nationalen Palastmuseum 
Taipei, die in der Vergangenheit in den USA stattgefunden hat. 

Die von der Kunst- und Ausstellungshalle der Bundesrepublik Deutsch- 
land GmbH in Aussicht genommene Ausstellung würde damit nicht nur in 
Europa, sondern weltweit erstmalig gezeigt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


5. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Nachfor- 
schungen beim Internationalen Suchdienst in 
Arolsen, die für die Rentenansprüche ehemaliger 
Zwangs arbeiter erforderlich sind, gewöhnlich 
über ein Jahr, im Einzelfall bereits über 20 Mo- 
nate dauern, und daß hierdurch ehemalige 
Zwangs arbeiter ihre berechtigten Ansprüche 
möglicherweise nicht mehr geltend machen kön- 
nen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 25. März 1994 

Der Bundesregierung sind die langen Bearbeitungszeiten beim Internatio- 
nalen Suchdienst in Arolsen bekannt. Sie sind - bedingt durch die politi- 
schen Veränderungen in Osteuropa - auf eine in diesem Ausmaß nicht 
erwartete und nicht vorhersehbare Anfragenflut zurückzuführen, durch 
die der Internationale Suchdienst organisatorisch und personell vor große 
Probleme gestellt wird. 
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Der Anfrageneingang hat sich seit 1987 wie folgt entwickelt: 

1987 

59 086 Anfragen 

1988 

95 128 Anfragen 

1989 

110 314 Anfragen 

1990 

126 054 Anfragen 

1991: 

154 774 Anfragen 

1992: 

161 465 Anfragen 

1993: 

174 214 Anfragen 


Durch die Bereitstellung von 103 zusätzlichen kw-Stellen konnte der Per- 
sonalbestand auf 313 Stellen auf gestockt werden. Obwohl außerdem die 
Arbeitsleistung, u. a. auch durch die Ableistung von Überstunden, jedes 
einzelnen Mitarbeiters im Vergleich zu früheren Jahren durchschnittlich 
um mehr als das Doppelte gesteigert werden konnte, haben diese Maß- 
nahmen bisher nicht ausgereicht, die hohe Zahl von 264 180 noch nicht 
abschließend bearbeiteter Fälle zu vermeiden. 


6. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Was wird die Bundesregierung unternehmen, um 
die Bearbeitungszeiten insgesamt kurzfristig auf 
ein angemessenes Niveau zu senken, und welche 
Möglichkeit der Verfahrensbeschleunigung gibt 
es im Einzelfall? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 25. März 1994 

Die Bundesregierung hat keine unmittelbaren Einwirkungsmöglichkeiten 
auf die Arbeit des Internationalen Suchdienstes. Verantwortlich für die 
Tätigkeit des Internationalen Suchdienstes ist ein Internationaler Aus- 
schuß, dem zehn Mitgliedstaaten, darunter die Bundesrepublik Deutsch- 
land, angehören. Die Leitung und Verwaltung des Internationalen Such- 
dienstes obliegt aufgrund internationaler Vereinbarungen dem Inter- 
nationalen Komitee vom Roten Kreuz in Genf. 

Die Bundesregierung ist zusammen mit dem Internationalen Ausschuß, 
der sich mehrfach mit dem Problem der langen Bearbeitungszeiten befaßt 
hat, dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz und dem Internatio- 
nalen Suchdienst bestrebt, eine Verfahrensbeschleunigung zu erreichen. 
Sie ist vom Rechnungsprüfungsausschuß des Deutschen Bundestages 
beauftragt worden, bis zum 7. April 1994 zu prüfen, ob durch eine Ände- 
rung der Organisation und der Personalstruktur des Internationalen Such- 
dienstes die Aufgabenerledigung verbessert werden kann. Vom Ergebnis 
dieser Überprüfung werden die weiteren Maßnahmen der Bundesregie- 
rung abhängen. 

Unabhängig davon beabsichtigt der Internationale Suchdienst die Einfüh- 
rung einer sog. Kurzantwort, die für die in Polen, Rußland, Weißrußland 
und der Ukraine gegründeten Stiftungen ausreichen soll, um den Antrag- 
stellern Entschädigungsleistungen aus den von der Bundesregierung be- 
reitgestellten Fonds zahlen zu können. Beim bisherigen Verfahren wird 
durch Einschaltung sämtlicher Archiveinheiten des Internationalen Such- 
dienstes der gesamte Verfolgungszeitraum überprüft und ggf. durch ent- 
sprechende Einzelnachweise belegt. Künftig soll die Auskunftserteilung 
nur noch dadurch erfolgen, daß aufgrund einer Überprüfung der Namens- 
kartei generell bestätigt wird, daß der Antragsteller Zwangsarbeit verrich- 
tet hat, in NS-Lagern gefangengehalten oder sonstwie verfolgt wurde. 
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Dieses Verfahren muß jedoch noch vom Internationalen Ausschuß für den 
Internationalen Suchdienst bei seiner Jahrestagung am 25. Mai 1994 in 
Jerusalem gebilligt werden. Die Bearbeitungszeit könnte dann nach Ein- 
schätzung des Internationalen Suchdienstes auf ca. sechs bis acht Monate 
gesenkt werden. 


7. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung einen Bericht der 
ARD-Tagesthemen vom 15. März 1994 bestäti- 
gen, nach dem aüf Initiative der russischen und 
der deutschen Regierung, die diese Ansied- 
lungsprojekte auch finanziert hat, Containerdör- 
fer (Konstantinovka, Scherbakova) für Rußland- 
deutsche fernab jeder infrastrukturellen Einrich- 
tung errichtet wurden, in denen nun rußland- 
deutsche Familien festsitzen, und ist es richtig, 
daß diese Menschen mit dem Versprechen dort- 
hin geholt wurden, es gebe an den neuen Sied- 
lungsorten Arbeit und Zukunftsperspektiven? 


8. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


War die Ansiedlung dieser Menschen in Contai- 
nern dauerhaft oder vorübergehend geplant, und 
wer hat im Vorfeld dieser Ansiedlungen die an- 
geblichen Arbeitsmöglichkeiten für die Rußland- 
deutschen überprüft? 


9. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Ist es richtig, daß einzelne dieser aus deutschen 
Mitteln finanzierten, in schwer zugänglichen 
Gegenden errichteten Containerdörfer, niemals 
bezogen worden sind, weil sich keine ansied- 
lungswilligen Rußlanddeutschen gefunden ha- 
ben, und treffen Informationen zu, nach denen 
ein großer Teil der genutzten Container bereits 
heute nicht mehr bewohnbar sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 28. März 1994 


Vorbemerkung: 

Alle Maßnahmen für die Rußlanddeutschen müssen durchgeführt werden 

unter schwierigen Rahmenbedingungen, insbesondere: 

1. Anhaltende Zerstrittenheit der Vertreter der Rußlanddeutschen. 

2. Äußerst komplizierte Verhältnisse im Lande, die u. a. dazu führen, daß 
russische Behörden ihre Zusagen für Ansiedlungsprojekte nicht einhal- 
ten können. 

3. Wachsende Unsicherheit bei Deutschen in Mittelasien, die die Aus- 
reisezahlen nach Rußland ansteigen lassen. 

4. Widerstände bei der örtlichen Bevölkerung in einigen Orten an der 
Wolga. Diese Haltung hat u. a. dazu geführt, daß die Bundesregierung 
seit 1993 verstärkt die deutschen Siedlungsschwerpunkte in Westsibi- 
rien fördert, wo rd. 500000 Rußlanddeutsche leben. 
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Zu Frage 7 


Das Wohncontainerprogramm wurde auf dringenden Wunsch des dama- 
ligen russischen Komitees für die Angelegenheiten der Föderation und der 
Nationalitäten (Goskomfederazii) im zweiten Halbjahr 1992 in Angriff 
genommen, da von russischer Seite mit einem verstärkten Zuzug von Ruß- 
landdeutschen aus den mittelasiatischen Republiken nach Westsibirien 
und in die Wolgaregion gerechnet wurde, Ursache hierfür war ein von den 
Rußlanddeutschen empfundener nationalistisch und rehgiös-fundamen- 
talistisch bedingter Vertreibungsdruck. Ferner machten viele Rußland- 
deutsche von der gesetzlich garantierten Freizügigkeit Gebrauch und 
ließen sich ohne ausdrückliche Zuzugsgenehmigung in den vom Bundes- 
ministerium des Innern geförderten Siedlungsschwerpunkten nieder. 

Um die hierdurch bedingte Wohnungsnot zu lindern, wurde noch im Au- 
gust 1992 unter Beteiligung des Goskomfederazii, des Zwischenstaat- 
lichen Verbandes der Rußlanddeutschen und der Deutschen Gesellschaft 
für Technische Zusammenarbeit (GTZ) die Beschaffung von insgesamt 
1 500 Wohncontainern für das Wolgagebiet und den deutschen nationalen 
Rayon Asowo/Omsk in Westsibirien beschlossen. Soweit es sich um die 
hier in Rede stehende Wolgaregion handelt, sollten dort unter Berücksich- 
tigung des festgestellten Bedarfs insgesamt 931 Container aufgestellt wer- 
den. 

Für die Aufstellung in den Siedlungsgebieten der Rußlanddeutschen an 
der Wolge wurden zunächst 15 Standorte ausgewählt. Diese befanden 
sich in den Gebieten Saratow und Wolgograd und lagen sämtlich inner- 
halb der ehemaligen Grenzen der von Stalin 1942 aufgelösten autonomen 
Wolgarepublik. 

Eine wichtige Rolle bei der Standortwahl spielte der Erlaß Präsident 
Jelzins vom 21. Februar 1992, dem zufolge als erste Schritte zur Wiederer- 
richtung einer eigenen Staatlichkeit der Rußlanddeutschen die Gründung 
eines nationalen deutschen Rayons im Gebiet Saratow und eines nationa- 
len deutschen Okrugs (Regierungsbezirk) im Gebiet Wolgograd vorgese- 
hen waren. Diese Zusicherung wurde bekräftigt durch die Unterzeich- 
nung des Protokolls über die Zusammenarbeit bei der stufenweisen Wie- 
derherstellung der Staatlichkeit der Rußlanddeutschen am 10. Juli 1992. 

Die Auswahl der Siedlungsgebiete und die damit zusammenhängenden 
Containerstandorte für die vorläufige Unterbringung erfolgte in enger 
Abstimmung mit den örtlichen rußlanddeutschen Organisationen „Hei- 
mat" und „Hoffnung" und den zuständigen russischen Administrationen. 
Auswahlkriterien waren neben dem Vorhandensein der notwendigen 
infrastrukturellen Einrichtungen auch die notwendige Akzeptanz der 
einheimischen Bevölkerung. 

Die Containerstandorte sind - bis auf wenige Ausnahmen - an die örtlich 
vorhandenen infrastrukturellen Einrichtungen angebunden. Die Frage 
der Arbeitsplätze ist vor Beginn der Maßnahme durch lokale Gutachter in 
Verbindung mit den Organisationen der Rußlanddeutschen an der Wolga 
geprüft worden. Als Folge des fortschreitenden wirtschaftlichen Verfalls 
in der Russischen Föderation sind allerdings auch in der Wolgaregion 
Arbeitsplätze weggefallen bzw. von russischer Seite geplante Betriebe 
nicht errichtet worden. So sollten beispielsweise bei Konstantinovka zu- 
sätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten in einer Saatgut-Versuchsstation 
geschaffen werden. Der Ausbau scheiterte aber bisher an der allgemeinen 
wirtschaftlichen Situation. 
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Sofern es nachträglich gegen die Ansiedlung - wie am Standort Novoka- 
menka - zu einer ablehnenden Haltung der einheimischen Dorfbevölke- 
rung kam, wurde auf der Grundlage eines Beschlusses der deutsch-russi- 
schen Regierungskommission vom 1./2. November 1993 die Umsetzung 
der Container durch die GTZ an solche Standorte veranlaßt, bei denen die 
notwendige Akzeptanz sowie die soziale und technische Infrastruktur 
sichergestellt ist. 

Zu der kritisierten Containersiedlung in Scherbakovka ist festzustellen: 
Die dort vorhandenen 50 Wohncontainer sind belegt, die Stromversor- 
gung ist gesichert und die Heizung für Temperaturen bis minus 25 Grad 
ausreichend. Die Siedlung liegt in unmittelbarer Nähe des Dorfes, in dem 
die Grundversorgung durch eine Schule und eine Gesundheitsstation 
sichergestellt ist. Wie viele andere Ortschaften in der Russischen Födera- 
tion ist auch Scherbakovka während der Tauperiode nur schwer zu errei- 
chen (allgemeines russisches Problem). 

Ebenfalls bewohnt sind sämtliche 44 Container am Standort Konstanti- 
novka. Der Ort ist an einer Teerstraße gelegen. Auch hiert ist die Versor- 
gung mit Strom und Heizung sichergestellt. Das nächste Dorf mit Schulen 
und einem Krankenhaus befindet sich in einer Entfernung von 3 km. Ge- 
nerell gilt für alle Containersiedlungen an der Wolga: 

- Über 90% der Container sind mit Rußlanddeutschen belegt. 

- Bei den Containern handelt es sich durchweg um westliche Produkte 
mit angemessener Ausstattung. 

Hinsichtlich der Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz sowie der 
Erreichbarkeit von Geschäften des täglichen Bedarfs, von Schulen, Kin- 
dergärten und medizinischen Einrichtungen können allerdings nicht die 
gleichen Maßstäbe angelegt werden wie in der dicht besiedelten und auch 
im europäischen Vergleich hervorragend versorgten Bundesrepublik 
Deutschland. 

Zur besseren Versorgung der Containerstandorte an der Wolga hatte das 
Bundesministerium des Innern zusätzlich mit dem Ministerium für Natio- 
nalitätenfragen und Regionalpolitik am 5. Januar 1994 in Moskau verein- 
bart, noch während der Wintermonate eine kurzfristige humanitäre 
Soforthilfe für die Bewohner der Übergangswohnheime bereitzustellen. 
Hierzu gehörten in erster Linie die Beschaffung von Lebensmitteln und 
Bekleidung. 

Der Vorwurf, die Menschen seien mit dem Versprechen in die Siedlungs- 
orte geholt worden, es gebe dort Arbeit und Zukunftsperspektiven, ist 
nicht zutreffend. Wie bereits ausgeführt, dürfte die Mehrzahl der aus 
Kasachstan kommenden Siedler sich aufgrund der dort herrschenden 
politischen Verhältnisse zur Ausreise entschlossen haben. Daß die in 
Kasachstan oder in anderen Aussiedlungsgebieten kompakt siedelnden 
Rußlanddeutschen sich in der Russischen Föderation wiederum in solchen 
Gebieten niederlassen, in denen Rußlanddeutsche verstärkt wohnen, ist 
nur zu verständlich. Dabei dürfte als ein zusätzliches Motiv der allgemein 
bekannte Umstand gewirkt haben, daß die Bundesrepublik Deutschland 
in der Wolgaregion ebenso wie in den beiden deutschen nationalen 
Rayons Westsibiriens Fördermaßnahmen zugunsten Rußlanddeutscher 
durchführt. 

Zu Frage 8 

Bei den Containersiedlungen handelt es sich lediglich um Übergangs- 
wohnheime, um den dringendsten Wohnraumbedarf zu befriedigen. Es ist 
allerdings vorgesehen, den Siedlern an Standorten mit Zukunftsperspek- 
tiven den Bau von Häusern zu ermöglichen. Hierzu ist auch die Vergabe 
von Wohnungsbaukrediten geplant. 
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Ferner werden noch im Jahre 1994 190 Häuser incl. Infrastrukturmaßnah- 
men im Gebiet Saratow und 60 Häuser im Gebiet Wolgograd fertiggestellt, 
die sodann von den Bewohnern der Containerdörfer bezogen werden kön- 
nen. 

Wie bereits ausgeführt, erfolgte die Auswahl der Containerstandorte in 
enger Abstimmung zwischen den rußlanddeutschen Organisationen und 
den örthchen russischen Administrationen. Zur Zeit wird geprüft, inwie- 
weit einige der ausgewählten Standorte mit Rücksicht auf den Widerstand 
der dortigen einheimischen Bevölkerung oder andere Ansiedlungshinder- 
nisse wieder aufgegeben werden müssen. Die Überprüfung der Standorte 
erfolgt durch die GTZ, die auch für die Aufstellung der Container verant- 
wortlich ist. 

Zu Frage 9 

Wie bereits erwähnt, sind über 90% der Container mit Rußlanddeutschen 
belegt. 81 Container stehen zur Zeit vorübergehend leer - dies vor allem 
wegen einer ablehnenden Haltung der einheimischen Dorfbevölkerung 
nach Ankunft der Neusiedler. Hinsichtlich dieser Container ist mit der rus- 
sischen Seite vereinbart, daß gemeinsam mit der GTZ und dem VDA ein 
Konzept zur sinnvollen Anbindung an andere bereits bestehende Siedlun- 
gen erarbeitet wird. Unzutreffend ist die Information, wonach ein großer 
Teil der genutzten Container heute bereits nicht mehr bewohnbar sein 
soll. Lediglich einige wenige Container wurden trotz entsprechender 
Bewachung durch Unbekannte geplündert. Nach entsprechender Repa- 
ratur bzw. Ergänzung des Mobiliars stehen diese Container der Nutzung 
wieder zur Verfügung. 


10. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Ullmann 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Um welche Regelungen ist die Vereinbarung 
betreffend die Rückübernahme von Flüchtlingen 
zwischen Bayern sowie der Tschechischen Repu- 
blik und der Slowakischen Republik vom 3. Juli 
1991 („Passauer Protokoll") nach Kenntnis der 
Bundesregierung seither erweitert worden, und 
bis zu welcher verlängerten Höchstfrist nach 
einem illegalen Grenzübertritt besteht die Rück- 
übernahme-Verpflichtung nunmehr? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 28. März 1994 

Die Delegationen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechi- 
schen Republik sind im November 1993 bei ihren Verhandlungen in 
Passau über die Fragen der Rücknahme illegaler Grenzgänger übereinge- 
kommen, daß Nummer 1.2.1 des sog. Passauer Protokolls wie folgt neu 
gefaßt wird: 

„Die Rückübernahme illegaler Grenzgänger ist innerhalb einer Frist 
von sieben Tagen nach ihrer illegalen Einreise der tschechischen bzw. 
der deutschen Seite anzubieten. Die Rückübernahme erfolgt an allen 
bestehenden Grenzübergängen. " 

Diese Regelung ist am 1. Januar 1994 in Kraft getreten. Sie beinhaltet eine 
Rücknahmeverpflichtung binnen sieben Tagen vom Zeitpunkt des Grenz- 
übertritts gerechnet (statt bisher 48 Stunden) und die Überstellungs- 
möglichkeit an allen Grenzübergängen (statt bisher nur an einigen 
Straßenübergängen) . 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


11. Abgeordneter 
Volker 
Kauder 

(CDU/CSU) 


Gibt es bei der Bundesregierung konkrete Bestre- 
bungen, das deutsche Patentwesen zu reformie- 
ren, zumal die deutsche Wirtschaft jedes Jahr 
rund 25 Milliarden DM oder 30% des nationalen 
Forschungsbudgets umsonst investiert, weil in 
den Entwicklungsabteilungen an Erfindungen 
gearbeitet wird, die an anderer Stelle längst er- 
funden worden sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 28. März 1994 


Beim Deutschen Patentamt (München und Dienststelle Berlin) steht der 
Öffentlichkeit eine vollständige, nach technischen Sachgebieten auf be- 
reitete Dokumentation des Standes der Technik zur Verfügung. Die Bun- 
desregierung ist bestrebt, den Zugang der Öffentlichkeit zu der Patentdo- 
kumentation weiter zu verbessern. Neben der im Patentamt in Papierform 
vorhandenen Dokumentation bietet das DPA einen On-line- Zugang zur 
Patentrolle und die deutsche Patentdatenbank PATDPA an, die auch über 
öffentlich zugängliche Rechner des Fachinformationszentrums Karlsruhe 
abgefragt werden kann. Darüber hinaus hat die Bundesregierung im Rah- 
men eines Modellprogramms den Ausbau der Patentschriftenauslege stel- 
len zu leistungsfähigen Patentinformationszentren mit erheblichen 
finanziellen Mitteln gefördert mit dem Ziel, daß sich die mittelständische 
Wirtschaft und die freien Erfinder über den Stand der Technik informieren 
und damit Doppelerfindungen vermeiden können (siehe auch Antwort zu 
Frage Nr. 13). 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn Wirtschaft und For- 
schungsinstitutionen noch stärker dieses vorhandene und aufbereitete 
technische Wissen nutzen würden. Dadurch könnte der Gefahr begegnet 
werden, daß sich Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten auf techni- 
sche Lösungen richten, die bereits bekannt sind und ohne eigene For- 
schungsaufwendungen aus der Patentdokumentation erschlossen werden 
könnten. Die Bundesregierung nimmt keinen unmittelbaren Einfluß dar- 
auf, das vorhandene Informationsangebot besser zu nutzen, sie unterstützt 
dies aber. Hier ist das Verhalten der deutschen Wirtschaft angesprochen, 
nicht die Rahmenbedingungen, die das Patentrecht setzt. 

Im Bereich der Forschungsförderung des Bundes werden Fördermittel nur 
mit der Auflage gewährt, vom Stand der Wissenschaft und Technik auszu- 
gehen und bei den erforderlichen Recherchen die Dokumentation des 
Deutschen Patentamts und der Fachinformationszentren zu nutzen; dies 
ist Gegenstand der Zuwendungsbescheide des BMFT. Dadurch soll die 
Förderung von Doppelerfindungen und -entwicklungen vermieden wer- 
den. 

Das deutsche Patentrecht ist in den Jahren 1968, 1976 und 1978 weitge- 
hend reformiert worden und der europäischen Rechts entwicklung, insbe- 
sondere dem Europäischen Patentübereinkommen und dem noch nicht in 
Kraft getretenen Gemeinschaftspatentübereinkommen, angepaßt wor- 
den. Eine weitere Angleichung an internationale Entwicklungen könnte 
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sich im Rahmen der Bestrebungen zu einer weltweiten Harmonisierung 
des Patentrechts auf der Ebene der Weltorganisation für geistiges Eigen- 
tum (WIPO) ergeben. 


12. Abgeordneter 
Volker 
Kauder 

(CDU/CSU) 


Inwieweit gibt es bei der Bundesregierung Über- 
legungen, die Kompetenz für das Patentwesen 
vom Bundesministerium der Justiz auf das Bun- 
desministerium für Forschung und Technologie 
zu übergeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 28. März 1994 


Es sind keine Änderungen in der Geschäftsverteilung zwischen den Res- 
sorts geplant. 


13. Abgeordneter 

Volker 

Kauder 

(CDU/CSU) 


Ist auch die Bundesregierung der Auffassung, 
daß das Netz der jetzt 18 Patentinformationszen- 
tren flächendeckender ausgebaut werden muß 
und die Zentren zu Beratungsinstitutionen umor- 
ganisiert werden müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 28. März 1994 


Bei den Patentinformationszentren handelt es sich um Einrichtungen der 
regionalen Wirtschaftsförderung in der Trägerschaft der Länder, von Uni- 
versitäten oder anderen Institutionen. 

Der Bund unterstützt die Patentinformationszentren, indem das Deutsche 
Patentamt diesen unentgeltlich die patentamtlichen Schriften zur Ver- 
fügung stellt. Daneben wurde im Deutschen Patentamt ein Referat für die 
Angelegenheiten der regionalen Patentinformationszentren eingerichtet, 
das Betreuungs- und Koordinierungsaufgaben wahrnimmt. Das Bundes- 
ministerium für Wirtschaft hat im Rahmen eines zeitlich begrenzten 
Modellvorhabens außerdem seit 1989 Patentinformationszentren durch 
die teilweise Übernahme von Personalkosten und die Ausstattung mit 
kommunikations- und informationstechnischen Geräten gefördert. Diese 
zunächst bis Ende 1993 befristete Förderung wurde für die Patentinforma- 
tionszentren in den alten Bundesländern bis 1994 und für die Patentinfor- 
mationszentren in den neuen Bundesländern bis Ende 1995 unter der Vor- 
aussetzung verlängert, daß das Land oder die Trägerkörperschaft für die 
Folgezeit eine verbindliche Finanzierungszusage abgibt. 

Die Bundesregierung würde es sehr begrüßen, wenn die Länder und Trä- 
gereinrichtungen der Patentinformationszentren das Dienstleistungsan- 
gebot noch weiter verbessern würden. Der Zugang zum gewerblichen 
Rechtsschutz insbesondere zum neuesten Stand der Technik können 
dadurch verbessert und Doppelerfindungen leichter vermieden werden. 
Daran hat die Bundesregierung Interesse. Maßnahmen des Bundes für die 
Patentinformationszentren müssen die Kompetenzverteilung zwischen 
Bund und Ländern wahren. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


14. Abgeordnete 

Angelika 

Barbe 

(SPD) 


Welche Absichten bestehen mit der weiteren 
Nutzung der Alliiertenwohnungen in Berlin, und 
stimmt es - wie in Presseberichten zu lesen war 
daß Bundesbeamte zu Vorzugsbedingungen 
diese Wohnungen erhalten sollen? 


15. Abgeordnete 

Angelika 

Barbe 

(SPD) 


Wenn ja - zu welchen Konditionen werden die 
Objekte (Auflistung) für wie viele Beamte zur 
Verfügung gestellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 23. März 1994 

Die ehemaligen West- Alliierten nutzten in Berhn insgesamt rd. 6300 bun- 
deseigene Wohnungen. Hiervon werden sie voraussichtlich rd. 500 Woh- 
nungen auch weiterhin zur Unterbringung ihres diplomatischen Personals 
benötigen. 

Von den übrigen rd. 5800 Wohnungen, die dem Bund zur Verfügung 
stehen, sind rd. 4000 für den Umzug von Parlament und Regierung nach 
Berlin vorgesehen. Sie müssen daher zur Vermeidung von Leerstand 
zwischenbewirtschaftet werden. Mit dem Studentenwerk sowie mit 
Wohnungsbaugesellschaften, die an einer zeitlich befristeten Nutzung der 
Wohnungen interessiert sind, werden zur Zeit entsprechende Verhand- 
lungen geführt. 

Es wird ferner geprüft, ob ein Teil der Wohnungen im Rahmen des Umzugs 
von Bonn nach Berlin Bundesbediensteten zum Erwerb angeboten wer- 
den kann. 

Rund 1 800 Wohnungen sind zur Deckung des dringenden Bundesbedarfs 
der jetzt schon in Berlin tätigen Bundesbediensteten vorgesehen. Sie wer- 
den im Rahmen der Wohnungsfürsorge an wohnungsuchende Bundes- 
bedienstete in Berlin vergeben. 

Die Wohnungen werden stets - entsprechend den haushaltsrechtlichen 
Vorgaben - zum vollen Mietwert überlassen. Als Mietzins wird die orts- 
übliche Miete zugrunde gelegt, die anhand des Mietspiegels und von Ver- 
gleichsmieten ermittelt wird. Auch dabei werden Bundesbedienstete 
nicht anders behandelt als andere Mieter bundeseigener Wohnungen. 


16. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Eike rung, die mit einem Familiensplitting verbunde- 

Ebert nen erheblichen Probleme, die sich u. a. wegen 

(SPD) der großen Unterschiede in der steuerlichen Aus- 

wirkung ergeben (Antwort des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs beim Bundesminister der 
Finanzen, Dr. Joachim Grünewald, vom 7. März 
1994) durch Modell Variationen zu vermeiden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 29. März 1994 

Bei Ihrer Frage gehen Sie offenbar von der Antwort vom 7. März 1994 auf 
die schriftlichen Fragen des Abgeordneten Kurt Palis aus, in der Staats- 
sekretär Dr. Joachim Grünewald auf erhebliche Probleme hingewiesen 
hat, die die Erweiterung des Ehe gatten Splittings zu einem Familiensplit- 
ting durch zusätzliche Kinderdivisoren nach Auffassung der Bundesregie- 
rung auf werfen würde. Wie er in seiner Antwort vom selben Tag auf Ihre 
schriftliche Frage 18 in Drucksache 12/7058 ausgeführt hat, hat sich bei 
den eingehenden Prüfungen zur Einführung eines Familiensplittings bis- 
her noch kein Modell finden lassen, das in seinen Konsequenzen überzeu- 
gender wäre als das Ehegattensplitting und der Abzug von Unterhaltsauf- 
wendungen für Kinder durch einen Freibetrag. Diese Aussage gilt auch 
für die Varianten eines Familiensplittings, die bisher mit dem Ziel geprüft 
worden sind, eine Begrenzung der steuerlichen Auswirkung herbeizu- 
führen. 


17. Abgeordneter 

Ludwig 

Eich 

(SPD) 


Mit welchen jährlichen Steuerausfällen wäre bei 
einem Familiensplitting mit einem Ehegatten- 
divisor von 1,7 und einem Divisor von 0,6 pro Kind 
bei ansonsten geltendem Einkommensteuerrecht 
zu rechnen (vgl. Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretärs beim Bundesminister der Fi- 
nanzen, Dr. Joachim Grünewald, vom 7. März 
1994)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 28. März 1994 


Bei Einführung eines Familiensplittings mit einem Ehegattendivisor von 
1,7 und einem Divisor von 0,6 pro Kind bei ansonsten fortgeltendem Ein- 
kommensteuerrecht ergäben sich rein rechnerisch im Entstehungsjahr 
1995 Steuermindereinnahmen in Höhe von 9,5 Mrd. DM. 

Hierbei ist noch nicht berücksichtigt, ob die durch die Absenkung des 
Ehegattendivisors angestrebten Mehreinnahmen im Hinblick auf Ein- 
kommensverlagerungen auch tatsächlich erreicht werden. 


18. Abgeordnete 

Ingrid 

Matthäus- Maier 

(SPD) 


Gilt der Hinweis der Bundesregierung, eines der 
im Zusammenhang mit einem unbegrenzten 
Familiensplitting auftretenden Probleme liege 
darin, „daß der steuerliche Vorteil aus dem Fami- 
liensplitting mit jedem zusätzlichen Kind gerin- 
ger wird" (Antwort des Bundesministeriums für 
Familie und Senioren vom 3. März 1994), grund- 
sätzlich auch für den Kinderfreibetrag, und falls 
ja, welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, das hierdurch beim Kinderfreibetrag ent- 
stehende Problem zu beseitigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 29. März 1994 

Der Kinderfreibetrag stellt Einkommensteile, die aufgrund von Unter- 
haltspflichten für Kinder aufzuwenden sind, von der Einkommensteuer 
frei. Der freigestellte Einkommensbetrag ist für jeden Steuerzahler gleich 
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hoch. Die Auswirkung ist spiegelbildlich zur Progression des Einkommen- 
steuertarifs. Es handelt sich hierbei nicht um einen „Vorteil" , sondern um 
eine sachgerechte Besteuerung und die Umsetzung der Anforderungen 
des Bundesverfassungsgerichts, wonach die durch Kindesunterhalt 
geminderte steuerliche Leistungsfähigkeit grundsätzlich „durch einen 
Abzug der Aufwendungen von der steuerlichen Bemessungsgrundlage 
berücksichtigt werden muß" . 


19. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Mit welchen jährlichen Steuerausfällen wäre bei 
einem Familiensplitting mit einem Ehegatten- 
divisor von 2 und einem Divisor von 1 pro Kind bei 
ansonsten geltendem Einkommensteuerrecht zu 
rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 28. März 1994 


Bei Einführung eines Familiensplittings mit einem Ehegattendivisor von 2 
und einem Divisor von 1 pro Kind bei ansonsten fortgeltendem Einkom- 
mensteuerrecht ergäben sich rein rechnerisch im Entstehungsjahr 1995 
Steuermindereinnahmen in Höhe von 31 Mrd. DM. 


20. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Gilt der Hinweis der Bundesregierung, eines der 
im Zusammenhang mit einem unbegrenzten 
Familiensplitting auftretenden Probleme hege 
darin, „daß der steuerliche Vorteil aus dem Fami- 
liensphtting mit jedem zusätzlichen Kind gerin- 
ger wird" (Antwort der Bundesministerin für 
Familie und Senioren, Hannelore Rönsch, vom 
3. März 1994), grundsätzlich auch für den Kinder- 
freibetrag, und falls ja, welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, das hierdurch beim 
Kinderfreibetrag entstehende Problem zu beseiti- 
gen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 28. März 1994 


Der Kinderfreibetrag stellt Einkommensteile, die aufgrund von Unter- 
haltspflichten für Kinder aufzuwenden sind, von der Einkommensteuer 
frei. Der freigestellte Einkommensbetrag ist für jeden Steuerzahler gleich 
hoch. Die Auswirkung ist spiegelbildlich zur Progression des Einkommen- 
steuertarifs. Es handelt sich hierbei nicht um einen „Vorteil" , sondern um 
eine sachgerechte Besteuerung und die Umsetzung der Anforderungen 
des Bundesverfassungsgerichts, wonach die durch Kindesunterhalt 
geminderte steuerliche Leistungsfähigkeit grundsätzlich „durch einen 
Abzug der Aufwendungen von der steuerlichen Bemessungsgrundlage 
berücksichtigt werden muß" . 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


21. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Wie hoch war der reale Nettolohnzuwachs (je 
Beschäftigten) in den Jahren 1982 bis 1993, und 
wofür - außer für die Löhne - ist der reale 
Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts in diesen 
Jahren (in %) verwendet worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 24. März 1994 

Die erbetenen Angaben lassen sich nur für das Gebiet der alten Länder 
machen. 

Im Zeitraum von 1982 bis 1993 stiegen die Nettolöhne je Beschäftigten um 
40,8 %,d. h. um 3,2% pro Jahr. Während dieser Zeitspanne stieg der Preis- 
index für den Privaten Verbrauch um 28,4% bzw. 2,3% im Jahresdurch- 
schnitt an. Bereinigt man den Nettolohnanstieg um diese Preissteigerung, 
so beträgt der so ermittelte kumulierte reale Nettolohnzuwachs 9,6% bzw. 
0,8% p. a. 

Das Bruttoinlandsprodukt stieg im gleichen Zeitraum real insgesamt um 
31,2% bzw. um 2,5% p. a. Dieses Produktionswachstum war mit einem 
ungewöhnlich kräftigen Anstieg der Beschäftigung verbunden. Selbst 
unter Berücksichtigung des Beschäftigungsabbaus im vergangenen Jahr 
waren 1993 in Westdeutschland 2,4 Millionen Arbeitnehmer mehr als 1982 
beschäftigt (Inlandskonzept; Inländerkonzept: + 2,0 Millionen). Die ge- 
samte Nettolohn- und -gehaltssumme der Beschäftigten mit westdeut- 
schem Wohnsitz stieg daher nominal mit 52,5% bzw. 3,9% p. a. erheblich 
stärker als die Nettolöhne je Beschäftigten. Deflationiert man wiederum 
mit dem Preisindex für den Privaten Verbrauch, lauten die so ermittelten 
realen Veränderungsraten 18,7% bzw. 1,6% p. a. 

Für globale Einkommensbetrachtungen innerhalb der volkswirtschaft- 
hchen Gesamtrechnung ist das Bruttosozialprodukt (Inländerkonzept) 
anstelle der Produktions größe Bruttoinlandsprodukt (Inlandskonzept) ein 
wichtiger Indikator. Wegen der unterschiedlichen Preisentwicklung der 
verschiedenen Komponenten des Bruttosozialprodukts stellt der Preis- 
index des Bruttosozialprodukts keinen geeigneten Indikator der einkom- 
mensrelevanten Kaufkraftentwicklung dar. Es gibt auch keinen anderen 
Deflator, der für sämtliche Einkommens- bzw. Kostenkategorien des Brut- 
tosozialprodukts repräsentativ ist. Deshalb werden die folgenden Ergeb- 
nisse der Einkommensrechnung üblicherweise nur in ihrer Nominalent- 
wicklung dargestellt. 

Das gesamte nominale Bruttosozialprodukt stieg von 1982 bis 1993 um 
77,3% bzw. 5,3% p. a. Nach Abzug der Abschreibungen sowie der indi- 
rekten Steuern (abzüglich Subventionen) verbleiben die funktionalen 
Bruttoeinkommenskomponenten des Volkseinkommens. Der starke 
Anstieg des Bruttoeinkommens aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
(u. a. auch Zinseinnahmen von Arbeitnehmern und Rentnern) war die 
Basis für die rege Investitionstätigkeit und somit die Voraussetzung für das 
Wachstum und die Beschäftigungsausweitung. Die Nettolohn- und 
-gehaltssumme ist während des betrachteten Zeitraums deuthch schwä- 
cher gestiegen als das Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit. Dies 
ist auf die überdurchschnittliche Ausweitung der Lohnabzüge zurückzu- 
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führen, welche neben der staatlichen Einkommensverteilung, z. B. zugun- 
sten der Renten- und Arbeitslosenversicherung, nicht zuletzt auch die im 
Zuge der Wiedervereinigung zugunsten des „Aufbaus Ost" erheblich aus- 
geweiteten allgemeinen Staatsausgaben widerspiegeln. Die nominale 
Entwicklung der genannten Größen stellt sich im einzelnen wie folgt dar: 



Veränderung im Zeitraum 
von 1982 bis 1993 
in % p. a. 

Bruttosozialprodukt 

+ 5,3% 

- Abschreibungen 

+ 5,8% 

- Indirekte Steuern 

(abzüglich Subventionen) 

+ 6,1% 

= Volkseinkommen 

+ 5,1% 

Bruttoeinkommen aus 
Unternehmenstätigkeit 
und Vermögen 

+ 6,8% 

Bruttoeinkommen aus 
unselbständiger Arbeit 

+ 4,6% 

davon: 


Lohnabzüge 

+ 5,4% 

Nettolohn- und -gehaltssumme 

+ 3,9% 

davon: 


Beschäftigte Arbeitnehmer 

+ 0,7% 

Nettolohn- und - gehaltssumme 
je beschäftigten Arbeitnehmer 

+ 3,2% 


22. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Ist es richtig, daß der Bundeskanzler persönlich 
nach einer entsprechenden Intervention des fran- 
zösischen Staatspräsidenten veranlaßt hat, daß 
deutsche Panzermotoren nachträglich in den 
französischen Kampfpanzer LECLERC eingebaut 
werden konnten, um ihn auf diese Weise in den 
Nahen Osten exportieren zu können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L, Kolb 
vom 24. März 1994 

Nein. Dies trifft nicht zu. 


23. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Trifft es zu, daß - wie dies Presseberichte wie bei- 
spielsweise die ARD-Sendung „Report (Mün- 
chen)" vom 18. Oktober 1993 sowie zuletzt der 
„SPIEGEL" 10/94 und die „Süddeutsche Zei- 
tung" vom 7. März 1994 andeuten - die sog. 
„Scientology Church" oder einer ihrer Anhänger 
bei ihren Aktivitäten in Staaten Südosteuropas 
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direkte oder indirekte Hilfe durch das Bundes- 
ministerium für Wirtschaft, ein anderes Bundes- 
ministerium oder eine andere Bundeseinrichtung 
erfahren hat, und wenn ja, um welche Hilfen 
handelte es sich dabei im einzelnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Heinrich L. Kolb 
vom 24. März 1994 

Ziele und Maßnahmen der Scientology Church werden vom Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft nicht unterstützt. In dem in der Anfrage zitierten Fall 
hat ein Unternehmer, dessen Mitgliedschaft in der Scientology Church 
nicht bekannt war, auf seine Bitte hin vom zuständigen Referenten eine 
Bestätigung des Inhalts erhalten, daß sein in Albanien gegründetes Joint- 
venture im Bausektor zur Vertiefung der bilateralen Wirtschaftsbeziehun- 
gen beiträgt. Diese Bestätigung wurde ausschließlich für die Vorlage bei 
einer deutschen Schul direktion erteilt, um die Beurlaubung eines Real- 
schullehrers für die Unterrichtung der Kinder des deutschen Personals zu 
unterstützen. 

Der Unternehmer hat auch Kontakt mit der deutschen Botschaft in Alba- 
nien auf genommen; der Botschaft war dabei seine Mitgliedschaft in der 
Scientology-Bewegung gleichfalls nicht bekannt. 

Zur Frage, ob durch Ressorts Vorhaben der Scientology Church in Süd- 
osteuropa gefördert worden sind, liegen keine Erkenntnisse vor. 


24. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung diese Vor- 
gänge angesichts der auch von ihr verschiedent- 
lich festgestellten Gefährlichkeit der sog. „Scien- 
tology Church " ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 24. März 1994 

Die Hilfen der Bundesregierung für die Staaten Mittel- und Osteuropas 
haben die Stärkung der Wirtschaftskraft dieser Länder und die Förderung 
der deutschen Außenwirtschaftsbeziehungen mit diesen Staaten zum 
Gegenstand. Die Ziele der Scientology-Bewegung werden nicht unter- 
stützt. Bei der Vielzahl von Vorhaben ist nicht auszuschließen, daß an 
einem Vorhaben Beteiligte, sei es in Deutschland oder in den Partnerlän- 
dern, der Scientology-Bewegung angehören. 


25. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisee vor, 
daß sie in gleicher oder ähnlicher Weise der sog. 
„Scientology Church" auch in anderen Ländern 
Hilfestellung leistet, und wenn ja, um welche Hil- 
festellungen handelt es sich dabei im einzelnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 24. März 1994 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, daß mit ihren Maß- 
nahmen der Scientology Church in anderen Ländern Hilfestellung gege- 
ben worden ist. 
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26. Abgeordnete 

Renate 

Rennebach 

(SPD) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
bezüglich der o. g. Vorgänge und der Verbinde* 
rung zukünftiger gleicher oder ähnlicher Vor- 
gänge getroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 24. März 1994 

Bei der Prüfung von Vorhaben in den Staaten Mittel- und Osteuropas, wie 
auch in anderen Ländern, legt die Bundesregierung den Nutzen für die 
Partnerländer und die deutschen Beziehungen mit diesen Staaten 
zugrunde. Angaben zu Vereinszugehörigkeiten beteiligter Personen 
werden bei der Vorbereitung von Projekten nicht erhoben. 

Im übrigen steht es ausschließlich Parlamenten in Bund und Ländern zu, 
eventuelle gesetzliche Konsequenzen aus der Tätigkeit von Glaubens- 
gemeinschaften zu ziehen. 


27. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Wie viele Karten von Bürgerinnen und Bürgern, 
die den Bereich Hermes-Bürgschaften themati- 
sieren, hat die Bundesregierung erhalten, und 
welche Stellungnahme gedenkt sie diesbezüg- 
lich abzugeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 24. März 1994 

Die Bundesregierung hat bislang rd. 370 Karten von Bürgerinnen und Bür- 
gern zum Thema Hermes-Bürgschaften erhalten. Die Bundesregierung 
wird - wie in solchen Fällen üblich - zu gegebener Zeit eine Stellung- 
nahme an den Organisator der Postkartenaktion, die „Initiative Manda- 
carü" , leiten. Gerne werde ich Ihnen davon eine Kopie übermitteln. 


28. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
ergreifen, um das seit 1983 auflaufende und seit- 
dem ständig ansteigende Defizit bei der Hermes- 
Exportkreditversicherung abzubauen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 24. März 1994 

Mit Blick auf die unbefriedigende finanzielle Situation des Hermes-Instru- 
mentariums hat die Bundesregierung eine Reform des Hermes-Entgelt- 
systems beschlossen. Ziel dieser Reform ist es, das Entgelt in Abhängigkeit 
von den übernommenen Risiken festzusetzen; schlechtere Risiken werden 
teurer, gute Risiken billiger. Die Bundesregierung erwartet durch dieses 
System, das am 1. Juli 1994 in Kraft treten soll, eine günstigere Struktur der 
zu Lasten des Haushalts übernommenen Risiken, die tendenziell zu Mehr- 
einnahmen des Bundes führt. 


29. Abgeordnete 

Uta 

Titze-Stecher 

(SPD) 


Wie hoch waren in den Jahren 1989 bis 1993 je- 
weils die kalkulatorischen Zinsaufwendungen 
des Bundes für die umgeschuldeten Hermes- 
Kredite sowie die entsprechenden Zinseinnah- 
men, d. h. die Soll- und Ist-Leistungen der Schuld- 
nerländer? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 24. März 1994 


In den Jahren 1989 bis 1993 beliefen sich die Zinsverpflichtungen der 
Schuldnerländer aus umgeschuldeten Hermes-Krediten auf 3,718 Mrd. 
DM. Der in den Umschuldungsabkommen vereinbarte Zinssatz richtet 
sich nach dem Refinanzierungszinssatz des Bundes und spiegelt dem- 
gemäß die kalkulatorischen Zinsaufwendungen des Bundes wider. 

Auf die genannten 3,718 Mrd. DM konnten Zinseinnahmen in Höhe von 
2,52 Mrd. DM verbucht werden. 

Die bei Fälligkeit nicht gezahlten Zinsen fließen, soweit es die Zahlungs- 
situation des jeweiligen Schuldnerlandes erfordert, wiederum unter Zu- 
grundelegung der Refinanzierungskosten des Bundes in eine Anschluß - 
Umschuldung ein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


30. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Treffen Meldungen der Presseagenturen vom 
15. März 1994 - so z. B. von dpa - zu, daß die 
EU -Agrarreform, insbesondere die Anwendung 
der flankierenden Maßnahmen, wegen finanziel- 
ler Engpässe in Brüssel gefährdet ist, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Anwendung dieser Maßnahmen, die „umweltge- 
rechte und den natürlichen Lebensraum schüt- 
zende landwirtschaftliche Produktionsverfah- 
ren" zum Ziel haben, in allen Bundesländern 
gleichgewichtig sicherzustellen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz- Josef Feiter 
vom 24. März 1994 

Nach wiederholten Mitteilungen der Europäischen Kommission können 
alle Ausgaben für die in der Reform beschlossenen Ausgleichszahlungen, 
d. h. die Hektarbeihüfe sowie die Flächenstillegungsprämie bei den 
pflanzlichen Produkten und die Tierprämien, im Rahmen der Agrarleit- 
linie finanziert werden. Die Landwirte haben auf die Ausgleichszahlun- 
gen einen gemeinschaftsrechtlich verankerten Rechtsanspruch, der ihnen 
nicht genommen werden kann. 

Das Interesse der Landwirte an den flankierenden Maßnahmen ist in allen 
Mitgliedstaaten größer als erwartet. Die Programme der deutschen Bun- 
desländer zur Förderung einer umweltgerechten Landwirtschaft sind der 
Kommission rechtzeitig notifiziert worden. Die Programme einiger Länder 
sind bereits genehmigt. Die Bundesregierung bemüht sich darum, daß die 
deutschen Programme im beantragten Umfang von Brüssel mitfinanziert 
werden. 


17 



Drucksache 12/7179 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziatordnung 


31. Abgeordnete 

Dr. Gisela 
Babel 

(F.D.P.) 


Wird die Bundesregierung die Regelungen der 
Anwerbestoppausnahme- V erordnung ( AS AV) 
gegenüber Polen und Ungarn in vollem Umfang 
aufrechterhalten, wie es in den vertraghchen Ver- 
einbarungen zwischen Polen und Ungarn vorge- 
sehen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 25. März 1994 


Die Verordnung über Ausnahmeregelungen für die Erteilung einer 
Arbeitserlaubnis für neueinreisende ausländische Arbeitnehmer (Anwer- 
bestoppausnahme-Verordnung - ASAV) gilt für Angehörige aller Staaten 
außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums, somit auch für Polen und 
Ungarn. Mit diesen Staaten sind auf der Grundlage der §§ 3 und 7 ASAV 
Gastarbeitnehmer- und Werkvertragsarbeitnehmer- Vereinbarungen ge- 
troffen worden. Eine Änderung dieser Vereinbarungen ist nicht beabsich- 
tigt. 


32. Abgeordnete 

Dr. Gisela 
Babel 

(F.D.P.) 


Wird die Bundesregierung in allen Arbeitsamts- 
bereichen, in denen entsprechende Stellen des 
Baugewerbes nicht besetzt werden können, die 
Zustimmung erteilen, daß ein Teil dieser Stellen 
für Werkvertragsarbeitnehmer, Aus- und Weiter- 
zubildende oder Gastarbeitnehmer zur Ver- 
fügung gestellt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 25. März 1994 


Die Erteilung der Arbeitserlaubnis für Werkvertrags- oder Gastarbeit- 
nehmer sowie für Aus- oder Weiterzubildende richtet sich nach den §§2,3 
und 7 ASAV in Verbindung mit den jeweiligen bilateralen Abkommen. Sie 
darf nur erteilt werden, sofern die maßgeblichen Voraussetzungen im Ein- 
zelfall erfüllt sind. Die Arbeitserlaubnis ist insbesondere abzulehnen, 
wenn die Arbeits- und Lohnbedingungen ungünstiger als die vergleich- 
barer deutscher Arbeitnehmer sind oder eine behauptete Bildungsmaß- 
nahme nur als Vorwand zur Umgehung des Anwerbestopps dient. Werk- 
vertragsarbeitnehmer dürfen in Anwendung der in den Vereinbarungen 
enthaltenen regionalen Arbeitsmarktschutzklauseln darüber hinaus nur 
in Arbeitsamtsbezirken zugelassen werden, in denen die Arbeitslosigkeit 
nicht mehr als 30 Prozent über dem Bundesdurchschnitt liegt. 

Eine globale Zustimmung, offene Stellen mit diesen Personengruppen zu 
besetzen, widerspräche dem geltenden Recht und kann daher nicht erteilt 
werden. 
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33. Abgeordneter 
Julius 
Louven 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung bei Überarbeitung der 
Anwerbe stopp ausnahme - Verordnung ( AS A V) 
dem Artikel 9 Abs. 3 und 4 des Vertrags zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Polen über gute Nachbarschaft und freund- 
schaftliche Zusammenarbeit vom 18. Juni 1991 
Rechnung tragen, wonach alle verfügbaren För- 
derinstrumente zur Unterstützung von Investitio- 
nen, Kapitalanlagen und Kooperationen zwi- 
schen deutschen und polnischen Unternehmen 
eingesetzt und die Aus- und Weiterbildung von 
Fach- und Führungskräften der Wirtschaft 
wesentlich ausgebaut und vertieft werden sollen? 


34. Abgeordneter 

Julius 

Louven 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der deutsche Arbeitsmarkt durch diese Aus- 
gestaltung der bilateralen Beziehungen nicht 
wesentlich tangiert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 25. März 1994 

Artikel 9 des Vertrags zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Polen über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusam- 
menarbeit enthält in seinen Absätzen 1, 3 und 4 „good-will-Erklärungen" 
für die Förderung wirtschafthcher und unternehmerischer Aktivitäten 
sowie zur Aus- und Weiterbildung von Fach- und Führungskräften der 
Wirtschaft. Sie betreffen nur den Personenverkehr im Zusammenhang mit 
Investitionen, dem Dienstleistungs- und Warenverkehr sowie Bildungs- 
maßnahmen in diesem Sektor. 

Die Zulassung von „Schlüsselpersonal", das mit leitenden Befugnissen 
oder mit Prokura ausgestattet ist, erfolgt auf der Grundlage von § 9 Nr. 1 
der Arbeitserlaubnis-Verordnung arbeitserlaubnisfrei; leitende Ange- 
stellte und Spezialisten können gemäß § 5 Nr. 3 der Anwerbestopp aus- 
nahme- Verordnung nach Arbeitsmarktprüfung eine Arbeitserlaubnis 
erhalten. Die Aus- und Weiterbildung von Fach- und Führungskräften 
der Wirtschaft erfolgt aufgrund des „Abkommens zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen 
über die Zusammenarbeit in der Aus- und Weiterbildung von Fach- und 
Führungskräften der Wirtschaft" , das am 31. August 1992 in Kraft trat und 
bis Ende dieses Jahres gilt. Von 1990 bis 1993 wurden durch das Auswär- 
tige Amt Maßnahmen im Wert von 8,5 Mio. DM gefördert; für 1994 sind 
2,7 Mio. DM vorgesehen. Soweit dies zur Aus- oder Weiterbildung erfor- 
derlich ist, können Fach- und Führungskräfte nach Maßgabe des § 2 der 
Anwerbestoppausnahme-Verordnung eine Arbeitserlaubnis erhalten. 

Angesichts dieses umfassenden Instrumentariums zur Förderung der bila- 
teralen Wirtschaftsbeziehungen, durch das der deutsche Arbeitsmarkt 
nicht wesentlich tangiert wird, besteht keine Veranlassung zu einer Ände- 
rung des Arbeitserlaubnisrechts. 


35. Abgeordneter 

Alfons 

Müller 

(Wesseling) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung in der „Welt am Sonntag" vom 
13. März 1994 zu, wonach bislang nur ein Zehntel 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
38 Ämtern der Bundesanstalt für Arbeit in den 
neuen Bundesländern auf ihre politische SED- 
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Vergangenheit hin überprüft wurden, wenn ja, 
wann kann mit dem Abschluß der Überprüfungen 
gerechnet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 29. März 1994 


Die Bundesanstalt für Arbeit hatte mit dem Beitritt der DDR am 3. Oktober 
1990 die Personalhoheit für rd. 10500 Beschäftigte der Arb eits Verwaltung 
der DDR zu übernehmen, auf deren Auswahl und Einstellung sie zuvor 
keinen Einfluß gehabt hatte. Sämtliche übernommenen und auch die nach 
dem Beitritt eingestellten Beschäftigten hatten bzw. haben eine „Erklä- 
rung zu Tätigkeiten in staatlichen Organisationen der DDR" abzugeben, 
die vom Bundesministerium des Innern vorgegeben ist. Darin haben sie 
über Tätigkeiten für das Ministerium für Staatssicherheit, das Amt für 
Nationale Sicherheit und herausgehobene Funktionen in Partei, Staat und 
Gesellschaft Auskunft zu geben. Eine pauschale Frage nach einer „politi- 
schen SED -Vergangenheit" ist in der Erklärung nicht vorgesehen. 

Zur Überprüfung der übernommenen Beschäftigten hat die Bundesanstalt 
für Arbeit unmittelbar nach Inkrafttreten des Einigungs Vertrages eine 
unabhängige Personalgutachtergruppe gebildet, deren Aufgabe darin 
besteht, allen Hinweisen, Beschwerden und Vorwürfen zur politischen 
Vergangenheit von Mitarbeitern nachzugehen. Die Personalgutachter- 
gruppe hat alle Arbeitsamts direkteren, Abteilungsleiter, Referatsleiter 
sowie Nebenstellenleiter der Dienststellen in den neuen Bundesländern 
überprüft. Aufgrund der Arbeit der Personalgutachtergruppe wurden 
28 von 38 Arbeitsamtsdirektoren in den neuen Bundesländern ihres 
Dienstpostens enthoben. Daneben ist die Personalgutachtergruppe allen 
Anschuldigungen aus der Öffentlichkeit nachgegangen. 


Bisher wurden insgesamt 1 084 Mitarbeiter überprüft. In 853 Fällen wurde 
die Überprüfung durch eine Eingabe von außen ausgelöst. Zuletzt sind nur 
noch vereinzelt Eingaben zu verzeichnen, denen nach wie vor konsequent 
nachgegangen wird. Die Arbeit der Personalgutachter gruppe kann aber 
insgesamt größtenteils als abgeschlossen betrachtet werden. 

Soweit Verdacht auf MfS-Mitarbeit bestand, wurde gleichzeitig von 
Beginn an eine Anfrage an den Beauftragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (Gauck-Behörde) gerich- 
tet. Eine Auskunft der Gauck-Behörde wurde zusätzlich über alle Füh- 
rungskräfte (Arbeitsamts direkteren, Abteilungsleiter, Referatsleiter, 
Nebenstellenleiter) eingeholt. Des weiteren erfolgte und erfolgt bei jedem 
Antrag auf Übernahme in das Beamtenverhältnis eine entsprechende An- 
frage. 

Der Vorstand der Bundesanstalt für Arbeit hat am 23. März 1993 beschlos- 
sen, daß - in Anlehnung an das Vorgehen im übrigen Bundesbereich - 
darüber hinaus über alle Mitarbeiter, die Funktionen der Besoldungs- 
gruppe A 11 bzw. Vergütungsgruppe IVa MTA-O (entspricht dem 
BAT-O) und höher ausüben, Auskünfte bei der Gauck-Behörde einzuho- 
len sind. Bis zum 25. März 1994 wurden rd. 3 000 Anfragen an die Gauck- 
Behörde gerichtet. Der Personenkreis, über den nach den vorstehenden 
Grundsätzen generell eine Auskunft einzuholen ist, wurde damit zunächst 
vollständig erfaßt. Bis zum 25. März 1994 sind zu den Anfragen 890 Ant- 
worten eingegangen. 
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36. Abgeordneter 

Alfons 

Müller 

(Wesseling) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Direktorin im Arbeitsamt IX, 
Berlin-Treptow, Frau Gabriele Dietrich, als 
Beamtin berufen werden soll, obschon bekannt 
ist, daß sie SED-Stadträtin und Kader im Bereich 
Gesellschaftliche Wissenschaft beim Zentral- 
komitee der SED war und daß sie gezielt ehema- 
lige Genossen und Genossinnen sowie persön- 
liche Freunde in ihrem Dienststellenbereich för- 
dert, wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung 
in dieser Angelegenheit zu tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 29. März 1994 

Die Bundesanstalt für Arbeit, die die Personalhoheit über ihre Beschäftig- 
ten selbständig ausübt, beabsichtigt derzeit nicht, die Direktorin des 
Arbeitsamtes IX Berlin in das Beamtenverhältnis zu übernehmen. Er- 
kenntnisse, daß die Direktorin des Arbeitsamtes IX Berlin gezielt ehe- 
malige Genossinnen und Genossen sowie persönliche Freunde in ihrem 
Dienststellenbereich gefördert hätte, liegen der Bundesanstalt für Arbeit 
nicht vor. Sie leistet nach Angaben der Bundesanstalt anerkannt gute 
Arbeit. 


37. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung in der engen Aus- 
legung des Einkommensbegriffes für Teilnehmer 
an AFG-Maßnahmen gegenüber dem für Studen- 
ten angewendeten Einkommensbegriff keine 
Diskriminierung der nichtuniversitären Berufs- 
ausbildung, und wie kann sie dies auf rechnerisch 
nachvollziehbare Weise belegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 24. März 1994 

Anhaltspunkte dafür, das die Bundesanstalt für Arbeit bei der individuel- 
len Förderung der beruflichen Ausbildung nach § 40 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes und der dazu erlassenen Anordnung grundsätzlich von 
einer engen Auslegung des Einkommensbegriffes ausgeht, die als Diskri- 
minierung der nichtuniversitären Berufsausbildung angesehen werden 
könnte, kann ich nicht erkennen. Im Gegensatz zu der Ausbildungsförde- 
rung von Studenten, bei der für die Ermittlung des Einkommens der Eltern 
und des Ehegatten des Auszubildenden in der Regel die Einkommensver- 
hältnisse im vorletzten Kalenderjahr vor Beginn des Bewilligungszeit- 
raums zugrunde gelegt werden, sind zwar in der Anordnung des Verwal- 
tungsrates der Bundesanstalt für Arbeit über die individuelle Förderung 
der beruflichen Ausbildung (A Ausbildung) die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse im Zeitpunkt der Antragstellung maßgebend Zum Ausgleich hierfür 
hat jedoch der Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit einige 
wesentliche Freibeträge im Anordnungsrecht höher festgelegt. So beträgt 
zum Beispiel der Grundfreibetrag für zusammenlebende Eltern nach § 25 
Abs. 1 BAföG monatlich 1 900 DM, der entsprechende Freibetrag nach § 16 
A Ausbildung dagegen 2300 DM. 

§ 18 der A Ausbildung bestimmt als Einkommen alle Einkünfte in Geld 
oder Geldeswert nach Abzug der Steuern und Sozialabgaben. Die Ein- 
künfte werden nach dem steuerlichen Einkommensbegriff ermittelt. Im 
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Ergebnis bestehen daher keine wesentlichen Unterschiede zur Einkom- 
mensermittlung nach dem BAföG. Abweichungen bestehen lediglich in- 
soweit, als beim Einkommensbegriff nach der A Ausbildung ein Ver- 
lustausgleich unter verschiedenen Einkunftsarten sowie unter Ehegatten 
m^öglich ist, einmalige Zahlungen nicht berücksichtigt werden und Wer- 
bungskosten zum Teil nur eingeschränkt abgesetzt werden können. Zur 
Vermeidung dieser Abweichungen sind nach Mitteilung des Präsidenten 
der Bundesanstalt für Arbeit bereits Vorarbeiten für die Änderung der A 
Ausbildung eingeleitet. 


Allgemein ist festzustellen, daß Besonderheiten in der Förderung von Aus- 
zubildenden in der betrieblichen Berufsausbildung und von Teilnehmern 
an berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen im Vergleich zu der Förde- 
rung von Studenten in der Zuweisung zu unterschiedlichen Förderungs- 
systemen durch den Gesetzgeber begründet sind. Die Zuweisung eines 
Teils der Ausbildungsförderung zu den beitragsfinanzierten und selbst- 
verwalteten Leistungen der Arbeitsförderung bedingt insbesondere bei 
der Durchführung eine Anpassung an das Leistungsgefüge des AFG und 
die Berücksichtigung von arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten. So 
hat der Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit entgegen Ihrer An- 
nahme, daß Auszubildende in der betrieblichen Berufsausbildung diskri- 
miniert sein könnten, besondere zusätzliche Freibeträge zur Förderung 
der beruflichen Mobilität zugelassen, wenn zur Aufnahme einer Ausbil- 
dung die Vermittlung einer Ausbildungsstelle notwendig ist, die nur bei 
Unterbringung des Auszubildenden außerhalb des Haushalts der Eltern 
oder eines Elternteils möglich ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


38. Abgeordneter 

Volkmar 

Kretkowski 

(SPD) 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu den 
NATO-Tiefflügen über dem Gebiet der letzten 
Ureinwohner Kanadas, dem Volk der Innu? 


Antwort des Staatssekretärs Jörg Schönbohm 
vom 25. März 1994 


Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Andrea Lederer und der Gruppe der PDS/Linke Liste 
-Drucksache 12/4743 vom 19. April 1993 - verwiesen. 


39. Abgeordneter 

Volkmar 

Kretkowski 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung aufgrund der 
veränderten sicherheitspolitischen Lage die 
Durchführung von Tiefflügen über dem Innu- 
Gebiet einzustellen? 
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Antwort des Staatssekretärs Jörg Schönbohm 
vom 25. März 1994 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, den Ausbildungsflugbetrieb der 
Luftwaffe in Kanada einzustellen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie 
und Senioren 


40. Abgeordnete 
Angelika 
Barbe 

(SPD) 


Warum wurden mehrmalige Förderanträge des 
Vereins „SHIA - Selbsthilfegruppe Alleinerzie- 
hender e. V." durch das Bundesministerium für 
Familie und Senioren mit der wahrheitswidrigen 
Behauptung, der Verband arbeite nicht bundes- 
weit, abschlägig beschieden, obwohl der in den 
neuen Bundesländern gegründete Verband auch 
satzungsgemäß in den alten Bundesländern ar- 
beitet? 


41. Abgeordnete 

Angelika 

Barbe 

(SPD) 


Wie will die Bundesregierung die Ungerechtig- 
keiten aufheben, wenn sie die Chancengleichheit 
mit Kinderlosen und Doppelverdienern auch 
dadurch verhindert, daß sie den benachteiligten 
Alleinerziehenden die Organisation ihrer Interes- 
sen durch Ablehnung der Förderanträge ver- 
wehrt, obwohl besonders Alleinerziehende ver- 
fassungswidrig mehr an Lohn- und Einkommen- 
steuern bezahlen müssen als Personen, die diesen 
Betrag steuerbegünstigten Zwecken zuführen? 


Antwort des Staatssekretärs Heribert Scharrenbroich 
vom 25. März 1994 


Die Finanzierungskompetenz des Bundes erstreckt sich ausschließhch auf 
die Förderung zentraler Einrichtungen und Veranstaltungen nichtstaat- 
licher Organisationen, deren Wirkungsbereich sich auf das Bundesgebiet 
als Ganzes bezieht. Überwiegend regional tätige Verbände können nicht 
vom Bund gefördert werden. Der Schwerpunkt der Aktivitäten des Ver- 
bandes liegt nach Kenntnis der Bundesregierung in den neuen Bundes- 
ländern. Eine Ende 1993 vorgenommene Satzungsänderung reicht als 
Nachweis für bundesweite Aktivitäten nicht aus. 

Die Bundesregierung unterstützt die Interessenvertretung Alleinerzie- 
hender durch die Förderung des Verbandes alleinstehender Mütter und 
Väter -VAMV-, der im gesamten Bundesgebiet, einschließlich der neuen 
Bundesländer, tätig ist. 
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42. Abgeordneter Wie viele Stieffamilien leben in Deutschland, und 

Michael wie viele Kinder leben in diesen Stieffamilien? 

Habermann 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Heribert Scharrenbroich 
vom 24. März 1994 

Die Bundesregierung hat keine Möglichkeit, die exakte Zahl der Stief- 
familien und die Zahl der Kinder in Stieffamilien zu ermitteln. 

Der Mikrozensus erhebt lediglich die Ehepaare, die in einem Haushalt mit 
ihren Kindern leben. Nicht erfragt wird, ob einer der beiden Ehepartner 
bereits verheiratet war und ob es sich bei den Kindern im Haushalt um 
gemeinsame Kinder oder um Kinder nur eines der Partner handelt. 

Auch die Statistik der natürlichen Bevölkerungsbewegung erfaßt nicht, ob 
bei Heirat einer geschiedenen oder verwitweten Person bereits Kinder aus 
der vorhergehenden Ehe vorhanden sind, die in die neue Ehe als Stiefkin- 
der eingebracht werden. Bekannt ist lediglich einerseits die Zahl der 
geschiedenen und verwitweten Männer und Frauen, die eine neue Ehe 
eingehen und andererseits die Zahl der Ehen mit Kindern, die geschieden 
werden, sowie die Zahl der Kinder, die bei geschiedenen oder verwitwe- 
ten alleinerziehenden Eltern leben. 


43. Abgeordneter 

Michael 

Habermann 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß 
bei einem Stiefkind-Verhältnis das Einkommen 
des/der Stiefvaters/Stiefmutter bei der Berech- 
nung der Höhe des Kindergeldanspruchs mit 
herangezogen wird, bei der einkommensteuer- 
rechthchen Bewertung die im BKGG unterstell- 
ten Unterhaltsaufwendungen („Wirtschaften aus 
einem Topf") des Stiefelternteiles auf Grund des 
Halbteilungsgrundsatzes keine Berücksichti- 
gung finden, und welche Konsequenzen zieht die 
Bundesregierung aus der daraus entstehenden 
Benachteiligung der ehelichen Lebensgemein- 
schaften gegenüber sonstigen Lebensgemein- 
schaften? 


Antwort des Staatssekretärs Heribert Scharrenbroich 
vom 24. März 1994 

Die unterstellte Benachteiligung tritt nicht ein, weil die Einkommens- 
berücksichtigung der Anspruchsregelung entspricht. Für ein in einem 
ehelichen Haushalt lebendes Kind sind beide Ehegatten anspruchsbe- 
rechtigt und können untereinander frei entscheiden, wer das Kindergeld 
erhält. Wenn das Kind im gemeinsamen Haushalt eines Eltemteils und 
dessen Ehegatten lebt, ist der Ehegatte vor dem anderen Elternteil 
anspruchsberechtigt und schließt jenen von der Möghchkeit des Kinder- 
geldbezuges aus. Dieser Regelung des Anspruchs entspricht es, daß dann 
auch das Einkommen der gleichrangig berechtigten Ehegatten für die 
Festsetzung der Höhe des Kindergeldanspruchs maßgeblich ist. 

Wenn ein Kind in der nichtehelichen Lebensgemeinschaft eines Eltern- 
teils und einer anderen Person lebt, ist von diesen nur der Elternteil an- 
spruchsberechtigt. Sein Anspruch steht in Konkurrenz zum Anspruch des 
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anderen Elternteils. Das Kindergeld steht dem Elternteil zu, der die Perso- 
nensorge allein innehat oder - bei gemeinsamer Personensorge oder 
einem volljährigen Kind - den überwiegenden Unterhalt leistet. Dem 
Ausschluß des Partners vom Kindergeldbezug für das Kind des Elternteils 
entspricht es, wenn auch sein Einkommen für die Höhe des Kindergeldes 
außer Betracht bleibt. 

Bei der Beurteilung der Gesamtsituation muß außerdem die unterschied- 
liche Berücksichtigung von außerhalb des Haushalts lebenden Kindern 
des Ehegatten bzw. Lebenspartners und der Unterhaltsleistung für diese 
gesehen werden. Wenn der Ehegatte eines Elternteils eigene Kinder hat, 
die in einem anderen Haushalt leben, können diese als „Zählkinder" an- 
spruchserhöhend für das Kindergeld für die im gemeinsamen Haushalt 
lebenden Kinder berücksichtigt werden, und außerdem werden die Unter- 
haltszahlungen für die außerhalb des Haushalts lebenden Kinder eines 
Ehegatten von dem für das Kindergeld maßgeblichen Einkommen abge- 
zogen. Die Ehegatten werden also im Kindergeldrecht hinsichtlich all 
ihrer Kinder ~ auch der nicht gemeinsamen - als Bedarfs- und Einkom- 
mensgemeinschaft angesehen. Für nichteheliche Lebensgemeinschaften 
gilt dies nicht. Für die Kinder eines Partners kann man weder Zählkindvor- 
teile noch Unterhaltslasten geltend machen. 

Der Halbteilungsgrundsatz gilt in bezug auf den Familienlastenausgleich 
nur für den Kinderfreibetrag und entspricht insoweit der Unterhaltsbela- 
stung der Eltern im Normalfall; für ein Kind sind beide Eltern grundsätz- 
lich gleichermaßen unterhaltspflichtig. Wenn beide Eltern dieser Unter- 
haltspflicht nachkommen, steht ihnen der steuerliche Kinderfreibetrag je 
zur Hälfte zu. Kommt nur ein Elternteil der Unterhaltspflicht nach, kann 
dieser den halben Kinderfreibetrag des anderen Elternteils auf sich über- 
tragen lassen. Bei Zusammenveranlagung können Ehepaare alle Kinder- 
freibeträge - auch für nicht gemeinsame Kinder - vom Einkommen steuer- 
ermäßigend abziehen. Unverheiratete Steuerpflichtige können dagegen 
nur Kinderfreibeträge für eigene Kinder von ihrem jeweiligen Einkommen 
abziehen. 


44. Abgeordneter 

Hans-Peter 

Kemper 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für angemessen, daß 
von Behinderten, die in Werkstätten für Behin- 
derte arbeiten, der Einsatz ihres Vermögens nach 
den Vorschriften des Bundessozialhilfegesetzes 
verlangt wird? 


Antwort des Staatssekretärs Heribert Scharrenbroich 
vom 24. März 1994 

Aufgrund einer Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes vom 
29. April 1993 zum Einsatz von Vermögen bei der Gewährung von Einglie- 
derungshilfen zur Beschäftigung in einer Werkstatt für Behinderte stellen 
die meisten überörtlichen Träger der Sozialhilfe ihre weithin übliche 
Praxis um, generell bei der Hilfe von Werkstattbeschäftigung vom Einsatz 
des Vermögens abzusehen oder einen mehrfachen Betrag des Ver- 
mögensschonbetrages von 4500 DM freizulassen. Nach dem Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichtes kann in der Werkstattbeschäftigung allein 
keine Härte im Sinne von § 88 Abs. 3 BSHG gesehen werden, die in jedem 
FaU zu einem Absehen von Vermögenseinsätzen über den Schonbetrag 
von 4 500 DM hinaus berechtigen würde. Vielmehr ist in jedem Fall zu prü- 
fen, ob besondere Umstände vorliegen, die den Gesetzesbegriff der Härte 
erfüllen. Die Bundesregierung prüft zur Zeit in Besprechungen mit den für 
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die Durchführung des Gesetzes zuständigen Stellen, ob die nach der Ent- 
scheidung des Bundesverwaltungsgerichtes verlangte Einzelfallprüfung 
ausreicht, um der besonderen Situation der Werkstattbeschäftigten mit 
Vermögen gerecht zu werden oder ob weitergehende Lösungen in 
Betracht zu ziehen sind. 


45. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Kann die Bundesregierung nach vorläufigen 
Übersichten Berichte aus dem Spektrum von 
Familien mit seit Juli 1993 geborenen Kindern 
bestätigen, daß die neuen, aktualisierten Ein- 
kommensgrenzenregelungen beim Bundeserzie- 
hungsgeld in viel stärkerem Umfang als bei vor 
Juli 1993 geborenen Kindern zu Kürzungen oder 
zum Wegfall des Erziehungsgeldes führen, und 
wird ggf. ein solcher Trend auch durch den Abruf 
von Bundesmitteln bestätigt? 


46. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Kann sich die Bundesregierung im Bedarfsfall 
eine genauere Information über die voraussicht- 
hche weitere Entwicklung beispielsweise da- 
durch beschaffen, daß sie durch Stichprobener- 
mittlungen bei einigen repräsentativ ausgewähl- 
ten Abwicklern des Bundeserziehungsgeldes 
feststellen läßt, wie hoch die Anteile von Familien 
mit Geburten seit dem 1. Juli 1993 sind, die ge- 
mindertes oder kein Erziehungsgeld erhalten? 


Antwort des Staatssekretärs Heribert Scharrenbroich 
vom 24. März 1994 


Die mit dem Gesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungspro- 
gramms eingeführte Umstellung der Einkommensermittlung für das 
Erziehungsgeld auf eine aktuelle Basis wird sich nach der Schätzung für 
die anvisierten Einsparungen im Jahr 1994 auf rd. 160000 Bezieher von 
Erziehungsgeld auswirken. Der Einfluß dieses Effektes auf die monat- 
hchen Ausgaben beginnt ab Februar 1994. Aussagen über die tatsächliche 
Höhe der dadurch bewirkten Minderung der Ausgaben sind aber nicht vor 


Verfügt die Bundesregierung über Statistiken, 
woraus ersichtlich ist, inwieweit die Inanspruch- 
nahme von Erziehungsurlaub den Arbeitsmarkt 
entlastet bzw. Mehrausgaben nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz (Arbeitslosengeld etc.) etwai- 
gen Minderausgaben beim Erziehungsgeld ge- 
genüberstehen? 


Mai 1994 möglich. 


47. Abgeordneter 

Herbert 

Werner 

(Ulm) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Heribert Scharrenbroich 
vom 24. März 1994 

Die Bundesregierung verfügt nicht über Statistiken, aus denen sich Infor- 
mationen darüber ergeben, inwieweit die Inanspruchnahme von Erzie- 
hungsurlaub den Arbeitsmarkt entlastet oder ob Minderausgaben beim 
Erziehungsgeld Mehrausgaben der Arbeitslosenversicherung gegen- 
überstehen. 
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Richtig ist, daß erwerbstätige Mütter nach der Geburt eines Kindes mei- 
stens Erziehungsurlaub nehmen und ihren Arbeitsplatz bis zum Ende des 
Erziehungsurlaubs, fast in der Hälfte der Fälle auch darüber hinaus, frei- 
machen. Gegenwärtig befinden sich etwa 600000 Mütter und 6000 Väter 
im Erziehungsurlaub. Ihre Zahl wird im Laufe des Jahres noch steigen. 
Nach den bisherigen Erfahrungen werden etwa für die Hälfte der freige- 
machten Stellen Ersatzkräfte eingestellt. Der Entlastungseffekt für den 
Arbeitsmarkt dürfte also bei 300000 Neueingestellten liegen. Zu einer 
möglichen Entlastung der Arbeitslosenversicherung führt dies aber nur, 
soweit Arbeitnehmer eingestellt werden, die vorher Leistungen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz erhalten haben. Zum Umfang dieser möglichen 
Substitution liegen allerdings keine Daten oder Erfahrungswerte vor. 


48. Abgeordneter 

Herbert 

Werner 

(Ulm) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, 
weshalb Mütter oder Väter, die vor der Geburt 
eines Kindes in einem Arbeitsverhältnis standen, 
den Erziehungsurlaub nach dem siebten Lebens- 
monat der Kinder nicht in Anspruch nehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Heribert Scharrenbroich 
vom 24. März 1994 

Über die Motive, die mögliche Höchstdauer des Erziehungsurlaubs nicht 
voll in Anspruch zu nehmen, liegen für die alten Bundesländer keine Infor- 
mationen vor. Eine vom Bundesministerium für Familie und Senioren in 
Auftrag gegebene Untersuchung zur Lage junger erwerbstätiger Mütter 
in den neuen Bundesländern, die im Mai 1994 abgeschlossen wird, enthält 
jedoch Erkenntnisse über die Gründe, die Mütter in den neuen Bundes- 
ländern veranlassen, die mögliche Höchstdauer des Erziehungsurlaubs 
nicht auszuschöpfen. Die Mehrzahl der Mütter, die vor der Geburt ihres 
Kindes erwerbstätig waren, planen Erziehungsurlaub für die Zeit, in der 
sie Erziehungsgeld erhalten. Von den Müttern der ab Anfang 1993 gebo- 
renen Kinder wollen allerdings fast 30% Erziehungsurlaub von weniger 
als zwei Jahren nehmen, im Durchschnitt bis zum 18. Lebensmonat ihres 
Kindes. Bei der Befragung nach den Motiven haben 77% die Antwort 
„Weil ich selbst arbeiten wollte" angekreuzt. 41% gaben an, daß sie eine 
Kündigung vermeiden wollten oder sonst mit einer Kündigung rechneten. 
Bei 20% spielte der Wunsch des Arbeitgebers eine Rolle. 


49. Abgeordneter 

Herbert 

Werner 

(Ulm) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, welche Art 
von Anspruch auf Erziehungsgeld die in Frage 48 
genannten Personen haben (aufgegliedert nach 
vollem Erziehungsgeld, gemindertem Erzie- 
hungsgeld, keinem Erziehungsgeld aufgrund des 
Familieneinkommens) ? 


Antwort des Staatssekretärs Heribert Scharrenbroich 
vom 24. März 1994 

Dazu liegen keine Daten vor. 


50. Abgeordneter 

Herbert 

Werner 

(Ulm) 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich das Verhalten der in Frage 48 
genannten Personen bei Geburten nach dem 
1. Juü 1993 im Vergleich zur Zeit davor ver- 
ändert? 
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Antwort des Staatssekretärs Heribert Scharrenbroich 
vom 24. März 1994 


Dazu liegenlteine Informationen vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Frauen 
und Jugend 


51. Abgeordnete 

Ursula 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Welche konzeptionellen Überlegungen zur Ein- 
beziehung von Männern und Jungen in die 
Gleichstellungspolitik hat die Bundesregierung 
bisher angestellt, auf welche sozialwissenschaft- 
hchen Ergebnisse stützt sie sich dabei? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 30. März 1994 

Die Gleichberechtigungspohtik der Bundesregierung insgesamt richtet 
sich auf die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern in allen 
Lebensbereichen und auf die gerechte Verteilung von Rechten und Pflich- 
ten in Familie, Beruf und Gesellschaft. Die Frage nach der Rolle, dem 
Selbstverständnis und der Erziehung von Jungen und Männern wurde 
wesentlich durch den sechsten Jugendbericht angestoßen (Verbesserung 
der Chancengleichheit von Mädchen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land), der im Auftrag der Bundesregierung von einer unabhängigen Sach- 
verständigenkommission 1984 vorgelegt wurde. Die Förderung der 
Gleichstellung von Mädchen und Frauen in Beruf, Familie und Gesell- 
schaft setzt neben Maßnahmen der Frauenförderung gleichermaßen eine 
Bewußtseins- und Verhaltensänderung der Jungen und Männer voraus. 
Daß diese Bewußtseins- und Verhaltensänderungen - wenn überhaupt - 
nur zögerlich und widerstrebend stattfinden, wird durch verschiedene 
sozialwissenschaftüche Untersuchungen belegt. 

Deshalb hat das Bundesministerium für Frauen und Jugend verschiedene 
Modellprojekte sowie Informations- und Öffentlichkeitsmaßnahmen 
durchgeführt, die die erforderlichen Bewußtseins- und Verhaltensände- 
rungen zum Ziel haben und hatten. Das Bundesministerium für Frauen 
und Jugend stützt sich dabei auf die einschlägigen sozialwissenschaft- 
hchen Erkenntnisse und wird durch das weitgehend aus Bundesmitteln 
finanzierte Deutsche Jugendinstitut unterstützt. Nach Auskunft des Deut- 
schen Jugendinstituts hegen Ergebnisse bundesdeutscher Jungen- und 
Männerforschung in beschränktem Umfang vor. Darüber hinaus werden 
umfangreichere Erkenntnisse vor allem aus den USA berücksichtigt. Als 
Grundlage für die Gleichberechtigungspohtik dient insbesondere dem 
Bundesministerium für Frauen und Jugend die Arbeit des Instituts Frau 
und Gesellschaft (IFG), an dessen Finanzierung sich der Bund beteiligt. 
Zur Thematik eines veränderten Rollenverständnisses von Männern hat 
das IFG die Materialienbände „Traditionalismus, Verunsicherung, Verän- 
derung. Männerrolle im Wandel?" und „,. . . Vater sein dagegen sehr!' 
Wege zur erweiterten Famihenorientierung von Männern" herausgege- 
ben. 
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Die Bundesregierung hat 1993 eine Kampagne unter dem Motto „Wir 
machen gemeinsame Sache — Gleichberechtigung gleich jetzt" durchge- 
führt. Die Kampagne wollte insbesondere Männern Mut machen, sich von 
ihrem einseitigen Rollenverhalten zu trennen, um sich Erfahrungswelten, 
die bislang fast ausschließlich Frauen Vorbehalten waren, zu erschließen 
und sich in Familie, Beruf und Gesellschaft Partners chaftUcher zu verhal- 
ten. Die Kampagne richtete sich darüber hinaus auch an Kinder im Alter 
von drei bis zwölf Jahren. Ausgehend davon, daß gleichberechtigtes und 
partnerschaftliches Verhalten von klein auf eingeübt werden muß, wur- 
den Fernsehspots, Musikvideos und Radiotakes erstellt und gesendet 
sowie ein Kindermalwettbewerb zum Thema Gleichberechtigung durch- 
geführt. Außerdem wurden Kinderbuchautoren und -autorinnen auf ge- 
fordert, Gleichberechtigung in Kinder- und Bilderbüchern vermehrt zu 
thematisieren. 

Die Wanderausstellung „Mädchen im Bilderbuch" zeigt beispielhaft 
geschlechtsspezifische und geschlechtsneutrale Darstellungen in Bilder- 
büchern der letzten 100 Jahre. Ziel der Ausstellung ist es, Eltern und 
andere Erziehungspersonen bei der Auswahl kindgerechter, in ihren 
Leitbildern nicht einseitigen Bilderbüchern zu unterstützen. 

Das Heft für die Schule „Frauen und Männer sind gleichberechtigt" für die 
Sekundarstufe I wird vom Bundesministerium für Frauen und Jugend zu- 
sammen mit der Arbeitsgemeinschaft zur Förderung der wirtschaftlichen 
und sozialen Bildung e. V, herausgegeben. 1993 wurde das Heft in einer 
Auflagenhöhe von 900000 an die Schulen versandt. Es thematisiert die 
Gleichberechtigung von Frau und Mann in allen Lebensbereichen, insbe- 
sondere auch die unterschiedliche Erziehung von Mädchen und Jungen, 
und wirbt für mehr Partnerschaft. Für das Jahr 1995 ist ein Heft speziell für 
Mädchen und Jungen im Grundschulalter geplant, das das Thema Gleich- 
berechtigung altersgerecht aufarbeiten und vermitteln soll. 

Zur Zeit wird im Bundesministerium für Frauen und Jugend eine Wander- 
austellung zum Thema Geschlechterrollen in der Jugendliteratur erarbei- 
tet. Die Ausstellung wird eine repräsentative Auswahl inhaltlich und lite- 
rarisch gelungener Texte dokumentieren, die Jugendhche zu mehr Rol- 
lenflexibilität und Eigenständigkeit ermutigen und gezielt Jungen und 
junge Männer zur Auseinandersetzung mit den traditionellen Geschlech- 
terrollen motivieren. 

Für die Realisierung einer gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und 
Männern in Beruf, Familie und Gesellschaft ist die bessere Vereinbarkeit 
von Familien- und Erwerbstätigkeit eine zentrale Voraussetzung. Daher 
führt die Bundesregierung vielfältige Maßnahmen durch, die die Verbes- 
serung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie zum Ziel haben. Hierzu 
wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Dr. Marliese Dobberthien, Angelika Barbe, Ludwig Eich 
u. a. „Förderung einer partnerschaftlichen Arbeitsteilung in Familie und 
Beruf", Drucksache 12/6834 vom 16. Februar 1994 verwiesen. 

Zu besonderen Fragestellungen werden spezielle Forschungsvorhaben in 
Auftrag gegeben. Zum Beispiel wurde vom Institut für Demoskopie 
Allensbach die Repräsentativumfrage „Der partnerschaftliche Mann - 
Einstellungen und Verhaltensweisen" durchgeführt. Sie kam zu dem 
Ergebnis, daß partnerschaftliches Verhalten besonders bei jungen Män- 
nern auf positive Resonanz stößt, daß aber eine Diskrepanz zwischen An- 
spruch und Wirklichkeit fortbesteht. 

Das Institut für praxisorientierte Sozialforschung (ipos) hat im Auftrag des 
Bundesministeriums für Frauen und Jugend 1993 die Repräsentativum- 
frage „Gleichberechtigung von Frauen und Männern - Wirklichkeit und 
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Einstellungen in der Bevölkerung" durch geführt. Ziel dieser gesamtdeut- 
schen Untersuchung zur Gleichberechtigung ist, das Spannungs Verhält- 
nis von realer Lebenssituation zu den Vorstellungen und Wünschen der 
Deutschen in der Frage der Gleichberechtigung der Geschlechter zu 
erfassen und darzustellen. 


52. Abgeordnete 

Ursula 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Bei welchen Gelegenheiten und mit welchem 
Ergebnis wurde hierbei der Dialog mit Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und gesellschaftlichen 
Gruppen gesucht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 30. März 1994 

Die Bundesregierung steht in Fragen der Gleichberechtigungspolitik in 
ständigem Dialog mit den jeweils relevanten gesellschaftlichen Gruppen. 
Im Rahmen der „Konzertierten Aktion Gleichberechtigung für die 90er 
Jahre" fanden auf Einladung des Bundesministeriums für Frauen und 
Jugend bisher vier Konferenzen statt, zu denen Vertreterinnen und Ver- 
treter aus Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften, Bildung, Wissenschaft, 
Medien, Kirchen, Frauenorganisationen und anderen gesellschaftlichen 
Organisationen eingeladen wurden. Zu Fragen der Gleichberechtigung, 
die notwendigerweise auch Jungen und Männer einbeziehen, werden 
und wurden gemeinsame Handlungsstrategien entwickelt. 

Beim Bundesministerium für Frauen und Jugend wurde 1993 der bishe- 
rige Wissenschaftliche Beirat für Frauenpolitk in den Beirat zur Durchset- 
zung der Gleichberechtigung von Frau und Mann umgewandelt. Der Bei- 
rat besteht aus Persönlichkeiten, die in für die Gleichberechtigungspolitik 
wichtigen Bereichen, z. B. Wirtschaft, Wissenschaft, Frauenverbände, 
Politik, tätig sind. Er hat die Aufgabe, das Bundesministerium für Frauen 
und Jugend in allen Fragen der Gleichberechtigung unabhängig zu bera- 
ten und steht mit seinen Anregungen und Empfehlungen zur Gleichbe- 
rechtigungspolitik in ständigem Dialog mit dem Bundesministerium für 
Frauen und Jugend. 


53. Abgeordnete 

Ursula 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Welche Vorhaben zur Entwicklung und Erpro- 
bung einer emanzipatorischen Pädagogik mit 
Jungen oder jungen Männern in Bildungseinrich- 
tungen oder Einrichtungen der Jugendhilfe wur- 
den bisher mit Bundesmitteln bezuschußt, bzw. 
welche Vorhaben sind geplant? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 30. März 1994 

Gleichberechtigung und gleich Teühabe von Mädchen ist für alle aus Mit- 
teln des Kinder- und Jugendplans des Bundes geförderten Verbände, Ein- 
richtungen und Projekte ein zentrales Ziel. 

Allerdings sieht sich das Bundesministerium für Frauen und Jugend nicht 
befugt, eine einzige - zumal umstrittene - pädagogische Lehrmeinung, 
ein bestimmtes Konzept vorzugeben oder zu entwickeln. Das Bundesmini- 
sterium für Frauen und Jugend fördert vielmehr eine Pluralität von Trä- 
gern, die auf unterschiedlichen geistigen und konzeptionellen Grund- 
lagen arbeiten. 
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Um die Gleichstellung von Mädchen und Frauen voranzutreiben, muß 
zwangsläufig die in der Regel bisher dominierende Rolle von Jungen und 
jungen Männern in Frage gestellt werden. Dies ist eine Grundlinie der 
pädagogischen Arbeit der vom Bundesministerium für Frauen und Jugend 
geförderten Jugendverbände. 

Im Rahmen der politischen Bildung werden vom Bundesministerium für 
Frauen und Jugend seit 1979 in zunehmendem Umfang Veranstaltungen 
gefördert, in denen Jungen und junge Männer lernen, sich mit dieser The- 
matik zu beschäftigen und auseinanderzusetzen. 

Auch die Jugendsozialarbeit hat sich in verschiedener Weise dieser The- 
matik angenommen. So wurden auf dem 1992 in Bonn durchgeführten 
Fachkongreß „Jugendwohnen 2000" geschlechtsspezifische Wohnfor- 
men und -Bedürfnisse diskutiert. Auf dem vom Bundesministerium für 
Frauen und Jugend finanzierten Fachkongreß „Gewalt - Herausforde- 
rung für die Jugendsozialarbeit" im Juni 1993 in Suhl bildete diese The- 
matik einen eigenen Arbeitsschwerpunkt. 

Schließlich wurden vom Bundesministerium für Frauen und Jugend die 
Modellprojekte „Parteiliche Mädchenarbeit und antisexistische Jungen- 
arbeit” sowie „Geschlechtsbezogene Pädagogik als neuer Ansatz in der 
Jungendhilfe" der Alten Molkerei Frille und das „Modellprojekt zur För- 
derung der Jungen- und Männerarbeit in der katholischen Jugendver- 
bandsarbeit" der Katholischen Studierenden Jugend in den Gemeinschaf- 
ten Christlichen Lebens e. V. (KSJ-GCL) mit rund 700000 DM gefördert. 

Wie schon in der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Dr. Marliese Dobberthien, Angelika Barbe, Ludwig Eich 
u. a. „Förderung einer partnerschaftlichen Arbeitsteilung in Familie und 
Beruf", Drucksache 12/6834 vom 16. Februar 1994 zu Frage 12 mitgeteilt, 
beteiligt sich die Bundesregierung weiterhin im Rahmen ihrer Zuständig- 
keit gemeinsam mit den Ländern in der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK) an Modellversuchen, 
die auch die Familienorientierung von jungen Männern zum Ziel haben. 

In dem auf Initiative des Bundes zu Beginn des Jahres 1991 in der BLK 
beschlossene Förderungsbereich „Mädchen und Frauen im Bildungs- 
wesen" wird ausdrücklich auf die pädagogische Jungenarbeit hingewie- 
sen; vgl. die BLK-Informationsschrift über Modellversuche im Bildungs- 
wesen. Maßnahmen, die gefördert werden können, sind u. a.: „Entwick- 
lung und Erprobung von Unterrichtsangeboten zur Thematik der Verein- 
barkeit von Familie und Beruf unter Einbeziehung von Konzepten zur 
Doppelorientierung auch von Jungen und Männern auf Berufs- und Haus- 
arbeit und unter Berücksichtigung der besonderen gesellschaftlichen 
Bedeutung der Arbeit im privaten Bereich. " 

Bisher wurde eine auf Gleichstellung von Frauen und Mädchen zielende 
pädagogische Arbeit mit Jungen in einigen Modellversuchen berücksich- 
tigt. Die Initiative für weitere derartige Modellversuche und die Umset- 
zung der Modellversuchsergebnisse muß nach dem in der BLK vereinbar- 
ten Verfahren von den Ländern ausgehen. 

Zudem hat die Bundesregierung eine Handreichung für die Fortbildung 
von Pädagoginnen und Pädagogen erarbeiten lassen, die unter dem Titel 
„Schule dreht da ganz schön mit", Berufs- und Lebensplanung von Mäd- 
chen, über das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft zu bezie- 
hen ist. 
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In dem Konzept sind sowohl der methodische Zugang zur Arbeit mit Män- 
nern an geschlechtsspezifischen Fragestellungen als auch - in einem eige- 
nen Kapitel - verschiedene Ansätze^ zur Jungenarbeit (antisexistische 
Jungenarbeit, reflektierte Jungenarbeit) berücksichtigt worden. 

Im Rahmen der europäischen Zusammenarbeit findet ein Erfahrungs- 
austausch zu diesen Fragen im Bildungswesen in einer EU- Arbeitsgruppe 
„Equal Opportunities in Education" statt. 


54. Abgeordnete 

Ursula 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Welche Einrichtungen oder Projekte, die aus 
Bundesmitteln gefördert wurden, bemühen sich 
um die Förderung der Familienorientierung von 
Männern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Willi Hausmann 
vom 30. März 1994 

Die Bundesregierung unterstützt die Arbeit der bundeszentralen Träger 
von Familienbildungseinrichtungen durch die Förderung von Fortbil- 
dungsmaßnahmen von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen in Familienbil- 
dungseinrichtungen. Im Rahmen der dort durchgeführten Fortbildungs- 
maßnahmen wurde in den letzten Jahren verstärkt auf die Frage der Mög- 
lichkeiten der Einbeziehung von Vätern in die Familienbildungsarbeit 
sowie zur Stärkung der Rolle der Väter in der Familie eingegangen. 

Das vom damaligen Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit von 1986 bis 1990 geförderte Modellprojekt „Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf" der Bundesarbeitsgemeinschaft Katholischer 
Familienbildungsstätten hatte u. a. zur Aufgabe, in der Bildungsarbeit mit 
jungen Eltern Wege für eine stärkere Familienorientierung von jungen 
Vätern zu finden. 

Die Bundesregierung fördert ferner die wissenschaftliche Begleitung für 
ein Projekt „Väter in der Evangelischen Familien- Bildungsstätte Norder- 
stedt". Ziel des Projektes ist es, Väter stärker in die Erziehungsarbeit ein- 
zubeziehen und für Erziehungsfragen zu motivieren. 

Die für den Fünften Familienbericht im Auftrag des Bundesministeriums 
für Familie und Senioren ausgewerteten wissenschaftlichen Untersuchun- 
gen zeigen als Gesamttendenz, daß besonders bei jüngeren Männern eine 
intensivere und bewußtere Familienorientierung zu beobachten ist. Dies 
zeigt sich auch im zunehmenden Interesse junger Väter für ihre Kinder. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


55. Abgeordneter 

Rudolf 

Dreßler 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung auch 
für das Jahr 1995 eine Kürzung der Mittel für die 
Aufklärungsmaßnahmen auf dem Gebiet der 
AIDS-Bekämpfung plant, und wenn ja, welchen 
Umfang sollen diese Kürzungen haben? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 25. März 1994 


Die mittelfristige Finanzplanung sieht für 1995 16 Mio. DM für Aufklä- 
rungsmaßnahmen auf dem Gebiet der AIDS-Bekämpfung vor. Bei diesem 
Ansatz handelt es sich im Vergleich zu 1994 um eine Reduzierung um 
20%. Bei Aufstellung des Haushalts 1995 wird geprüft werden, inwieweit 
eine Erhöhung der Ansätze der mittelfristigen Finanzplanung möglich ist. 
Das Ergebnis bleibt abzuwarten. 


56. Abgeordneter 

Rudolf 

Dreßler 

(SPD) 


In welchem Ausmaß werden Hilfen der Freien 
Träger und Fortbildungsmaßnahmen, insbeson- 
dere die „Deutsche AIDS-Hilfe", von den mög- 
licherweise geplanten Kürzungen betroffen sein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 25. März 1994 


Die Förderung der Deutschen AIDS-Hilfe e. V. (DAH) erfolgt aus dem Titel 
für Aufklärungsmaßnahmen auf dem Gebiet der AIDS-Bekämpfung. Die 
diesjährige Förderung in Höhe von 7,4 Mio. DM entspricht einem Anteil 
an den Gesamtmitteln für die AIDS -Aufklärung in Höhe von ca. 37%. Im 
Falle einer Kürzung der Mittelansätze ist auch die DAH von anteilsmäßi- 
gen Kürzungen betroffen. 


57. Abgeordneter 

Rudolf 

Dreßler 

(SPD) 


Wie vereinbart die Bundesregierung die vollzo- 
genen Kürzungen in 1994 und weitere evtl, ge- 
plante Kürzungen in 1995 mit der notwendigen 
Präventionsarbeit in Betroffenengruppen, die 
auch von ihr bislang grundsätzlich bejaht wurde, 
angesichts der Tatsache, daß die Zahl der HIV- 
Infektionen und AIDS-Erkrankungen nach wie 
vor ansteigt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 25. März 1994 


Die aufgrund der allgemeinen Haushaltssituation in 1994 notwendig 
gewordenen Kürzungen bei Ausgaben für die AIDS -Aufklärung sind An- 
laß, im besonderen Maße auf den effizienten Einsatz der Mittel zu achten. 

Die Zuwendung an die DAH im Jahr 1994 wurde nicht gekürzt. Diese Ent- 
scheidung geschah in Kenntnis der Notwendigkeit der Arbeit der DAH 
und mit dem Ziel, der DAH 1994 ausreichend Gelegenheit zu geben, ihre 
Aktivitäten für die Zukunft veränderten finanziellen Rahmenbedingun- 
gen anzupassen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


58. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Pressebe- 
richte, daß die Deutsche Bahn AG den Ausbau 
der Strecke Paderborn — Thüringen/Sachsen 
zeitlich erheblich verschieben will? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30, März 1994 

Die einzelnen Maßnahmen des im Bundesverkehrswegeplan 1985 enthal- 
tenen Projektes „Ausbaustrecke Dortmund — Kassel" sollten ursprüng- 
hch bis 1997 abgeschlossen werden. Nach der Wiedervereinigung 
Deutschlands wurde das Vorhaben um das Projekt „Ausbaustrecke Pader- 
born — Bebra — Erfurt — Weimar — Jena — Glauchau — Chemnitz" 
ergänzt. Auch auf ausdrücklichen Wunsch der betroffenen Bundesländer 
erarbeitet die DB AG derzeit eine Gesamtkonzeption für die Achse Dort- 
mund — Chemnitz (— Dresden). Umfang und Realisierungszeitraum der 
einzelnen Maßnahmen sind noch offen. 

Vor diesem Hintergrund sind offensichtlich die angesprochenen Presse- 
berichte zu sehen. Die Bundesregierung geht davon aus, daß sie von der 
- für diese Frage zuständigen - DB AG nach Abschluß ihrer Überlegungen 
über die Planungen informiert wird. 


Warum ist die elektronische Atemalkoholanalyse 
- trotz wiederholter Forderungen z. B. des Deut- 
schen Verkehrssicherheitsrates und des Bundes- 
gesundheitsamtes sowie des bewährten Ein- 
satzes in anderen Ländern - immer noch nicht in 
der Bundesrepublik Deutschland als gericht- 
liches Beweismittel anerkannt, und wann wird 
die Bundesregierung entsprechende rechtliche 
Regelungen schaffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. März 1994 

Um die elektronische Atemalkoholanalyse als gerichtsgeeignetes Beweis- 
mittel einzführen, ist es erforderlich, in § 24 a StVG einen dem Blutalkohol- 
wert entsprechenden Grenzwert für den Atemalkohol festzulegen. 

Eine solche Regelung ist in einem Gesetzentwurf des Bimdesrates vorge- 
sehen, der zur Zeit in den Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
(Drucksache 12/2766) beraten wird und im Deutschen Bundestag zur Ent- 
scheidung ansteht. 


60. Abgeordneter 

Eckart 

Kuhlwein 

(SPD) 


Hat die Deutsche Bundesbahn die Deutsche Bahn 
AG darüber informiert, daß die Straßenüberfüh- 
rung am Bahnhof Aumühle, die sie laut Eisen- 
bahnneuordnungsgesetz der Gemeinde Au- 
mühle zur „Unterhaltung" übergeben hat, gemäß 
Gutachten der Deutschen Bundesbahn vom Juni 
1993 nicht mehr reparabel (Folgen eines Eisen- 


59. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 
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bahnunfalls) und für den Kraftfahrzeugverkehr 
gesperrt ist, und ist die Bundesregierung bereit, 
die Gemeinde Aumühle bei den Kosten für den 
Abriß der stillgelegten Brücke und die Versiche- 
rungspflicht bis zum Zeitpunkt des Abrisses 
finanziell zu entlasten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 25. März 1994 

Der Deutschen Bahn AG (DB AG) sind alle Unterlagen der ehemaligen 
Deutschen Bundesbahn (DB) über die Straßenüberführung am Bahnhof 
Aumühle bekannt. 

Nach der durch das Eisenbahnneuordnungsgesetz am 1. Januar 1994 in 
Kraft getretenen Änderung des Eisenbahnkreuzungsgesetzes (EKrG) gilt 
für die Erhaltung von Kreuzungsanlagen § 14 EKrG uneingeschränkt. 
Danach sind alle Straßenüberführungen als Bestandteü der Straßen- 
anlagen vom Träger der Straßenbaulast zu erhalten. Die bis zum 31. De- 
zember 1993 gültige Übergangsregelung zu Lasten der DB für die Erhal- 
tungslast von bestehenden Straßenüberführungen im Zuge von Gemein- 
destraßen wurde durch das Eisenbahnneuordnungsgesetz aufgehoben. 

Soweit notwendige Maßnahmen an der Straßenüberführung in Aumühle 
durch den Bahnbetriebsunfall im Jahre 1993 verursacht sind, kann eine 
Klärung nur unmittelbar zwischen den Beteiligten (Gemeinde Aumühle 
und DB AG) erfolgen. Eine Einflußnahme durch das Bundesministerium 
für Verkehr ist nicht möglich. Für eine finanzielle Entlastung der 
Gemeinde durch den Bund im Zusammenhang mit dem gesetzlichen 
Übergang der Erhaltungslast besteht keine Rechtsgrundlage. 


61. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Mit welchen Maßnahmen und in welchem Zeit- 
rahmen möchte die Bundesregierung die Grenz- 
übergänge von und nach Polen verbessern (z. B. 
Sanierung der Brücken, Vermeidung von über- 
langen Wartezeiten, leistungsfähige Zollanlagen 
usw.)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 25. März 1994 


Die Bundesregierung gestaltet - in Zusammenarbeit mit der polnischen 
Seite - vorhandene Grenzübergänge durch Um- und Ausbauarbeiten von 
Straßen- und Abfertigungsanlagen leistungsfähiger und schafft zusätzlich 
neue Übergänge. 

Als neue Übergänge wurden nach Erstellung der baulichen Vorausset- 
zungen eröffnet: 

- im November 1992 der Übergang Küstrin/Kietz — Kostrzyn (B 1) 

- im März 1993 der Übergang Hohenwutzen — Osinow Dolny (B 158) und 

- im Dezember 1993 der Übergang Zittau — Porajow. 

Die maßgebenden Straßenübergänge 

- Berlin — Stettin (A 11/E 28) bei Pomellen — Kolbaskowo 

- Berlin — Frankfurt/Oder (A 12/E 30) bei Frankfurt/Oder — Swiecko 
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- Berlin — Forst (A 15/E 36) bei Forst — Olszyna und 

- Dresden — Görlitz (A 4/E 40) bei Görlitz — Zgorzelec werden mit Aus- 
nahme der A 15 bereits aus- oder neugebaut. 

Zur Entlastung von derzeit genutzten innerörthch gelegenen Übergängen 
sind im Zusammenhang mit geplanten Ortsumgehungen von 

- Küstrin/Kietz (B 1) 

- Guben (B 97) und 

- Zittau (B 178) 

weitere neue Übergänge vorgesehen und teilweise bereits in Planung. Für 
1995 wird der Beginn der Bauarbeiten für die Grenzbrücke über die Neiße 
südlich von Guben angestrebt. 

Im Vorfeld künftiger Bedarfsplanfortschreibungen werden Möglichkeiten 
für grenzüberschreitende Umgehungsstraßen zur Entlastung der beste- 
henden Übergänge in 

- Schwedt (B 166) 

- Frankfurt/Oder (B 5) und 

- Forst (B 157) 
untersucht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


62. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Wieweit sind die in der Antwort der Bundesregie- 
rung auf Frage 69 in Drucksache 12/4997 ange- 
kündigten Bemühungen gediehen, innerhalb der 
Europäischen Union die Verringerung des Ben- 
zolgehalts in Benzin auf unter 1 Volumenprozent 
verbindlich festzuschreiben, und wird sich die 
Bundesregierung die Forderung des ADAC zu 
eigen machen und eine Steuerermäßigung für 
benzolarmes Benzin analog zum bleifreien Ben- 
zin bzw. eine Verteuerung von benzolreichem 
Benzin einführen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer 
vom 23. März 1994 

Mit Beschluß des Umweltrates vom 2. und 3. Dezember 1993 zur Fort- 
schreibung der Grenzwerte für Pkw wurde die Europäische Kommission 
verpflichtet, bis Ende 1994 Vorschläge zur Verbesserung der Umweltqua- 
lität der Kraftstoffe vorzulegen. Die entsprechenden Expertenberatungen 
zur Vorbereitung des Richtlinienvorschlags der Kommission finden z. Z. 
statt. Die Bundesregierung wird sich mit Nachdruck für eine möglichst 
rasche EG-einheitliche Regelung einsetzen. Erst wenn die neuen Kraft- 
stoffe im Rahmen der EU definiert sind - neben dem Benzolgehalt sollen 
auch andere Eigenschaften verändert werden -, kann über eine beschleu- 
nigte Einführung entschieden werden. 
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63. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Wie beurteilt das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit die Wettbe- 
werbssituation im Bereich der Kunstoffverwer- 
tung beim Dualen System und der von ihr beauf- 
tragten Deutschen Gesellschaft für Kunststoff- 
recycling (DKR)? 


64. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß aufgrund 
der Monopolsituation in diesem Bereich Fälle auf- 
getreten sind, in denen kleine und mittlere Unter- 
nehmen mit ihren Kunststoffverwertungsangebo- 
ten sowie ausländische Firmen mit Angeboten 
zur stofflichen Verwertung von Kunststoff keine 
Berücksichtigung fanden zugunsten von wesent- 
hch teureren Verträgen mit Energie Versorgern, 
und welche Maßnahmen will die Bundesregie- 
rung angesichts dieser Situation gegen die Mono- 
polisierung dieses Marktes und zum Schutz der 
Verbraucher vor überhöhten Kosten ergreifen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer 
vom 25. März 1994 

Die DKR Gesellschaft für Kunststoffrecycling mbH ist der Garantiegeber 
für den Bereich Verpackungskunststoffe gegenüber der Duales System 
Deutschland GmbH (DSD). Die Verwertung, d. h. der Einsatz erfaßter und 
aussortierter Kunststoffe aus Sammlungen der DSD, erfolgt durch zahlrei- 
che kunsto ff verarbeit ende Betriebe im In- und Ausland; dabei ist gerade 
der Bereich der werkstoffhchen Verwertung mittelständisch geprägt. Im 
Rahmen des Mengenstromnachweises, den die Duales System Deutsch- 
land GmbH Ende Februar 1994 den zuständigen Bundesländern vorgelegt 
hat, sind für den Bereich Kunststoff im Jahre 1993 gesamt 280000 t der 
Verwertung zugeführt worden. Diese verteüen sich auf 85 inländische und 
45 ausländische Verwertungsbetriebe mit Verwertungsmengen zwischen 
400 und 20000 Tonnen im Inland sowie 1000 und 50000 Tonnen im Aus- 
land. 

Die Zulässigkeit der Verwertung wird an bestimmte Voraussetzungen 
geknüpft, dies insbesondere, um unseriösen Geschäftspraktiken vorzu- 
beugen. Verwerterbetriebe bedürfen einer gutachterlichen Stellung- 
nahme hinsichtlich Eignung und Kapazität, im Falle ausländischer Ver- 
werter zusätzlich einer Importgenehmigung des Empfängerlandes. Das 
Angebot allein bedeutet somit noch nicht, daß dieser Betrieb auch die ent- 
sprechenden Voraussetzungen erfüllt. Mit der Gründung der Verwerter- 
verbunde haben die mittelständischen Verwerter ihre Möghchkeiten 
deutlich verbessert. 

Da das Angebot an Kapazitäten zur stofflichen Verwertung deuthch grö- 
ßer wird, zeichnet sich ab, daß mangels geeigneter Quahtäten in keinem 
Fall alle Anbieter bedient werden können. Aufgrund dieser durchaus 
marktkonformen Entwicklung sieht die Bundesregierung derzeit keinen 
unmittelbaren Handlungsbedarf. Im Rahmen der Novelle der Verpak- 
kungs Verordnung prüft die Bundesregierung gleichwohl, wie die Wett- 
bewerb sstrukturen im Verwertermarkt weiter gestärkt werden können. 
Darüber hinaus liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor, die 
auf eine wettbewerbsrechtliche Benachteiligung einzelner Anbieter oder 
der Verbraucher hinweisen. 
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65. Abgeordnete 

Susanne 

Kästner 

(SPD) 


Aufgrund welcher Untersuchungsergebnisse 
kommt die Bundesregierung zu der Feststellung, 
daß nachgewiesene Verunreinigungen des Roh- 
und Trinkwassers in Talsperren durch Pflanzen- 
schutzmittel auf eine unsachgemäße oder rechts- 
widrige Anwendung zurückzuführen sind, und 
wie beurteilt die Bundesregierung Feststellungen 
der Pflanzenschutzmittelindustrie und der Land- 
wirtschaft, daß bei ordnungsgemäßer Anwen- 
dung von Pflanzenschutzmitteln keine toxikolo- 
gisch relevanten Rückstände entstehen, aber 
eine Belastung des Grund- und Oberflächenwas- 
sers nicht zu verhindern ist? 


Antwort des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer 
vom 29. März 1994 

Die sachgemäße Anwendung von Pflanzenschutzmitteln erfordert auch 
die möglichst weitgehende Vermeidung der Belastung von Oberflächen- 
gewässern. Außerdem haben Trinkwassertalsprerren in der Regel ein 
Wasserschutzgebiet nach § 19 Wasserhaushaltsgesetz, in dem die Anwen- 
dung von Pflanzenschutzmitteln so geregelt werden kann, daß keine Bela- 
stung des Rohwassers eintritt. Belastungen von Trinkwassertalsperren 
dürften deshalb entweder auf unsachgemäße oder bei Verstoß gegen eine 
Schutzgebietsverordnung auf rechtswidrige Anwendung zurückzuführen 
sein. Nachweisbare Fälle hierüber liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß bei sachgerechter Anwen- 
dung von Pflanzenschutzmitteln unvertretbare Auswirkungen auf aquati- 
sche Ökosysteme vermeidbar und die Einhaltung des Trinkwasser gr enz- 
wertes im Grundwasser möglich ist. Dies wird durch die Zulassung für 
Pflanzenschutzmittel nach § 15 Abs. 1 Pflanzenschutzgesetz gewährlei- 
stet. 


66. Abgeordnete 

Susanne 

Kästner 

(SPD) 


Antwort des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer 
vom 29. März 1994 

Eine allgemeingülte Bewertung der Umweltverträglichkeit von Aufberei- 
tungsschlämmen, die bei der Trinkwasseraufbereitung pflanzenschutz- 
mittelbelasteter Rohwässer durch Aktivkohlepulver entstehen, ist nicht 
möglich. Sie richtet sich vor allem nach Art und Menge der Pflanzen- 
schutzmittel und ist deshalb nur im konkreten Einzelfall zu entscheiden. 

Gegenwärtig werden verschiedene Wege der Weiterverwertung dieser 
Schlämme untersucht. Dazu zählen: 

- Einsatz in der Zementindustrie 

- Einsatz in Kläranlagen zur Ausnutzung der Restaktivität für die Reini- 
gung des Abwassers 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Umwelt- 
verträglichkeit von Aufbereitungsschlämmen, 
die bei der Bekämpfung von Pflanzenschutzmit- 
telrückständen im Rohwasser von Trinkwasser- 
talsperren, im Grundwasser und Uferfiltrat mit 
Aktivkohlepulver entstehen, und welche Ver- 
wendungs- bzw. Entsorgungsmöglichkeiten gibt 
es für diese belasteten Schlämme? 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7179 


- Einsatz in der Ziegelindustrie 

- Einsatz als kulturfähige Abdeckung von Berghalden. 

Generell kann Aktivkohle chemisch-physikalisch, biologisch oder ther- 
misch wiederaufbereitet bzw. entsorgt werden. 

Bei einer hohen Beladung der Aktivkohle erfolgt die Reaktivierung bzw. 
Entsorgung üblicherweise durch chemisch-physikalische Behandlung 
bzw. durch Verbrennung der Aktivkohle. Bei geringer Beladung ist jedoch 
auch eine biologische Reaktiyierung möglich. Die Art der Entsorgung 
bzw. Reaktivierung ist im Einzelfall zu entscheiden. 


67. Abgeordnete 

Susanne 

Kästner 

(SPD) 


Wie will die Bundesregierung das im Maastricht- 
Vertrag, Artikel 130 r geregelte Verursacherprin- 
zip im Gewässer- und Trinkwasserschutz durch- 
setzen, wenn Wasserverbraucher über Wasser- 
groschen und immer höhere Gebühren die Folge- 
kosten einer kostengünstigen Anwendung von 
Unkrautvernichtungsmitteln durch Landwirte 
und Bundesbahn finanzieren müssen, und wie 
will sie die Grundsätze der Vorsorge und Vorbeu- 
gung im Gewässer- und Trinkwasserschutz in 
bezug auf die Anwendung von Pflanzenschutz- 
mitteln national und in Europa konkret anwen- 
den? 


Antwort des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer 
vom 29. März 1994 

Das Verursacherprinzip und die Grundsätze der Vorsorge und der Vor- 
beugung im Gewässer- und Trinkwasserschutz in bezug auf die Anwen- 
dung von Pflanzenschutzmitteln werden bereits im Rahmen des nationa- 
len Pflanzenschutzrechts durch Zulassungs- und Anwendungsregelun- 
gen sowie durch Beschränkungen und Verbote in Wasserschutzgebieten 
(vgl. § 19 Abs. 2 WHG) berücksichtigt. Die Durchsetzung erfordert aber 
auch den Vollzug der Regelungen vor Ort sowie eine gezielte Beratung 
der Anwender. 

Auch die Richtlinie 91/414/EWG enthält dem nationalen Recht vergleich- 
bar hohe Anforderungen in bezug auf den Gewässerschutz. Die Bundes- 
regierung wird sich dafür einsetzen, daß in den „Einheitlichen Grund- 
sätzen" diese Anforderungen entsprechend umgesetzt werden. 

Bevor über die Konkretisierung der Zulassungsvoraussetzungen in den 
Einheitlichen Grundsätzen (Anhang VI der Richtlinie 91/414/RWG) ent- 
schieden wird, hält die Bundesregierung die Vorlage eines Gesamtkon- 
zeptes zum Bereich „Trinkwasser und Gewässerschutz" durch die Kom- 
mission der EU für erforderlich. 


68. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, durch ökologische Ordnungselemente im 
Steuerrecht und durch Umweltabgaben in stärke- 
rem Umfang als bisher Anreize zu umweltscho- 
nendem Verhalten zu schaffen und die Leistungs- 
fähigkeit und Innovationskraft verstärkt in den 
Dienst der Umwelt zu stellen, und welche konkre- 
ten Maßnahmen sind von der Bundesregierung in 
diesem Bereich geplant? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer 
vom 28. März 1994 


Die Bundesregierung hat hierzu ihre Position in den Ziffern 35, 100 und 
101 des Jahreswirtschaftsberichts (Drucksache 12/6676) ausführlich dar- 
gestellt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation 


69. Abgeordneter 
Dr. Wolfgang 
Ullmann 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf welche Summe beläuft sich nach bisheriger 
Schätzung jeweils der bereits erkennbare und 
noch zu erwartende Schaden bzw. Nachbesse- 
rungsbedarf aus dem unsachgemäßen oder nach- 
lässigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes 
in Ostdeutschland durch die von der Deutschen 
Bundespost TELEKOM hiermit beauftragten 
Subunternehmer- Firmen, und welche Regreß - 
möglichkeiten bestehen entweder gegenüber 
den Subunternehmern nach den mit diesen 
geschlossenen Verträgen oder aber - sollten aus- 
reichende vertragliche Haftungsklauseln durch 
die Deutsche Bundespost TELEKOM nicht aufge- 
nommen worden sein - gegen deren für Vertrags- 
gestaltung und -ab Schluß verantwortlichen Mit- 
arbeiter direkt? 


Antwort des Staatssekretärs Gerhard O. Pfeffermann 
vom 29. März 1994 


Die Deutsche Bundespost TELEKOM hat die Erneuerung der Telekom- 
munikations-Infrastruktur in den neuen Bundesländern u. a. als Turn- 
Key- Aufträge an Generalunternehmer vergeben, die ihrerseits wiederum 
Subuntemehmer beauftragt haben. 

Mehrere Prüfgruppen aus den alten und neuen Bundesländern sind mit 
den Prüfungen der Turn- Key- Programme aus den Jahren 1991 bis 1992 
und 1993 befaßt. Die Prüfungen sind z. Z. noch nicht abgeschlossen, so daß 
ein möghcher Schaden aus unsachgemäßem oder nachlässigem Ausbau 
des Telekommunikationsnetzes in Ostdeutschland durch die von der 
Deutschen Bundespost TELEKOM beauftragten Generalunternehmer in 
einer Summe nicht beziffert werden kann. 

Sofern die Generalunternehmer oder die von ihnen beauftragten Subun- 
ternehmer mangelhafte oder fehlerhafte Leistungen erbracht haben, 
bestehten die gesetzhchen Ansprüche auf Nachbesserung bzw. Schaden- 
ersatz. Diese Ansprüche einschließlich Gewährleistung wurden weder 
vertraghch eingeschränkt noch ausgeschlossen. 
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Für Regresse gegen Mitarbeiter der Deutschen Bundespost TELEKOM 
gelten die beamtenrechtlichen Vorschriften bzw. tarif vertraglichen Rege- 
lungen. Demanch haftet der Beamte bzw. Angestellte nur bei Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit. Nach den derzeitigen Erkenntnissen sind Pflicht- 
verletzungen von Mitarbeitern der Deutschen Bundespost TELEKOM im 
Rahmen der Turn-Key- Programme nicht erkennbar. Weder die interne 
Revision noch der Bundesrechnungshof haben bisher derartige Verstöße 
festgestellt und daher auch keinerlei Maßnahmen gegen verantwortliche 
Mitarbeiter gefordert. 


Bonn, den 31. März 1994 
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